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AVERELL HARRIMAN

Der sowjetische Angriff 
und die amerikanische Politik

Die unerkannte Gefahr

Amerika wählt im Herbst einen neuen Präsidenten. Wir übernehmen aus der amerikanischen Zeitschrift 
„ATLANTIC" mit freundlicher Genehmigung des Verlages, den folgenden Artikel von Averell Harriman, 
dem früheren amerikanischen Botschafter in Moskau und langjährigem vertrauten Berater Franklin D. Roose-
velts. Der Artikel zeigt, wie in der amerikanischen Politik sich innen- und außenpolitische Aspekte der Welt-
politik kreuzen. Auch in diesem Falle bringen wir diese Auffassung, ohne damit unsererseits im mindesten 
zu dem Inhalt Stellung nehmen zu wollen.

Niemand weiß, ob Bulganin und Chru-
schtschow am Tage der Veröffentlichung die-
ses Artikels lächeln oder grollen, ob sie Präsi-
dent Eisenhower zu seiner Aufrichtigkeit und 
seinen friedlichen Absichten gerade beglück-
wünschen oder Außenminister Dulles als Kriegs-
treiber beschimpfen, ob sie uns gerade einen 
neuen Friedensvertrag anbieten oder uns be-
leidigen, irgendeinem anderen Land Handel 
und Hilfe oder Waffen versprechen oder ihm 
drohen. Doch ungeachtet ihrer jeweiligen Tak-
tik verfolgen sie eine konsequente Strategie.

Diese Strategie ist im Oktober 1952 vom 
Kreml erläutert und angenommen und seit die-
ser Zeit angewandt worden. Ihr Ziel ist die 
Zerstörung alles dessen, woran wir glauben, und 
die eventuelle Weltherrschaft des sowjetischen 
Kommunismus. Das ist „friedliche Koexistenz“ 
russischen Stils.

In den Vereinigten Staaten ist damals der 
Tatsache, daß vor drei Jahren gleichzeitig im 
Kreml und im Weißen Haus neue Männer zur 
Regierung gekommen sind, und der Bedeutung 
der Veränderungen in Politik und Methode viel 
zu wenig Beachtung geschenkt worden. Stalin, 
ein Vierteljahrhundert lang unbestrittener Herr 
der Sowjetunion, starb am 5. März 195 3. Fünf 
Monate vor diesem Datum hatte er Briefe ver-, 
öffentlic t, in denen er eine umfassende Ände-
rung der Strategie zu rechtfertigen suchte und 
die sich als letzter Wille und Testament heraus-
gestellt haben. Sechs Wochen vor seinem Tode 
hatte die Demokratische Partei (der Vereinigten 
Staaten), die zwanzig Jahre an der Macht ge-
wesen war, einer republikanischen Regierung 
weichen müssen. Diese Veränderungen in der 
Führung der zwei größten Mächte de Welt, die 
tiefe Folgen gehabt haben, beginnen erst jetzt 
in waten Kreisen erfaßt zu werden.

Stalins Tod schwächte den Kreml zweifellos 
in den Gebieten hinter dem Eisernen Vorhang. 
Kein neues Regime konnte es mit Stalins ziel-
strebiger und brutaler Tüchtigkeit aufnehmen. 
Doch sein Tod eröffnete seinen Nachfolgern die 
Möglichkeit, die „friedliche Koexistenz", die 
Stalin kurz vorher klug und schlau proklamiert 
hatte, außenpolitisch wirkungsvoller zu hand-
haben. Zu oft in seinem langen Leben hatte Sta-
lins Lächeln Vernichtung für viele Menschen und 
Völker bedeutet, als daß die Welt an seine Güte 
und friedlichen Absichten glauben würde. Nach 
seinem Tode kam eine Führungsschicht an die 
Macht, die weniger grausam und tückisch zu sein 
schien (mit Ausnahme von Berija, dessen Hin-
richtung dem Kredit seiner eigenen Standesge-
nossen zugute kam). Dies ließ hoffen, daß ihre 
Herzen vielleicht nicht so hart wären und das 
gegenseitige Mißtrauen sie am Bösen hindern 
würde. Diese Hoffnung haben die Männer im 
Kreml durch kluge und zeitlich geschickt ge-
währte Konzessionen genährt. Auf diese Weise 
haben sie die Politik der „friedlichen Koexistenz“ 
mit mehr Geschick und Wirkung vorangetrie-
ben, als Stalin es hätte tun können.

Das Prinzip dieser Politik ist in den von Sta-
lin geschriebenen und am 2. Oktober 1952 im 
.Bolschewik“ veröffentlichten Briefen dargelegt 
worden, drei Tage vor der Eröffnung des 19. 
kommunistischen Parteikongresses. Diese Briefe 
sind von allen Kongreßsprechern gepriesen und 
die in ihnen vertretene Theorie ist von Malen-
kow, damals Sekretär des Zentralkomitees der 
Partei, ausführlich erläutert worden.

Stalins Briefe waren besonders bedeutsam im 
Lichte der damaligen Weltsituation. Der Vor-
stoß des Kreml nach dem zweiten Weltkrieg — 
mittels Aggression, Druck, Drohungen und Um-
sturz —, Kontrolle und Einfluß in Europa und 

im Mittleren Osten über das Gebiet hinaus aus-
zudehnen, das die sowjetischen Armeen bei 
Kriegsende besetzt hatten, war zweifellos ge-
scheitert. Der Westen war zu einer starken 
und festen Einheit geworden, so daß weitere 
Fortschritte mit diesen rohen Methoden aufge-
halten werden konnten. Sowohl im Iran, in 
Griechenland, in der Türkei, in Berlin und Triest 

als auch in Südkorea war die sowjetische Kon-
trolle verhindert worden, und in Westeuropa 
waren die umstürzlerischen Versuche gescheitert. 
Die Truman-Doktrin, der Marshall-Plan, die 
Berliner Luftbrücke, das Programm des gegen-
seitigen Verteidigungsbeistandes, der Nord-
atlantikpakt, der Aufbau einer NATO-Armee

in Europa und das Vorgehen der Vereinten Na-
tionen (von den Vereinigten Staaten energisch 
geführt) im Falle Irans und Südkoreas — dies 
alles hat dazu beigetragen, eine Situation der 
wirtschaftlichen, militärischen und politischen 
Stärke und Einheit der freien Welt herzustellen. 
Die wachsende Stärke der NATO-Armeen be-
gann 1952 das Vertrauen zu stärken, daß sie 
imstande sein würden, die plötzliche Überrol-
lung Westeuropas zu verhindern. In Korea waren 
die Erwartungen Stalins auf einen leichten Sieg 
durchkreuzt und der kommunistische Angriff zu-
rückgeworfen worden.



Stalin verlagert die Offensive
Aus dieser Situation heraus verlagerte Sta-

lin die Offensive auf das wirtschaftliche, poli-
tische und psychologische Gebiet und konzen-
trierte seine Aufmerksamkeit auf Asien und an-
dere unterentwickelte Gebiete. Nachstehend in 
wenigen Worten seine Argumentation, von Ma-
lenkow wiederholt und weiterentwickelt:

Die Zerstückelung des einheitlichen Welt-
marktes ist die wichtigste wirtschaftliche Konse-
quenz des zweiten Weltkrieges. Es gibt jetzt 
zwei parallele und miteinander konkurrierende 
Weltmärkte — den sowjetisch-kommunistischen 
Block, der sich von Ostdeutschland und den 
Balkanländern bis nach Nordkorea ausdehnt, und 
das „andere Lager" (der freien Welt). Der so-
wjetische Block ist groß, stark und autonom; 
seine Mitglieder arbeiten auf „kooperativer“ Ba-
sis miteinander und seine Wirtschaft wächst pro-
zentual viel schneller als die des Westens, so 
daß sich die Spanne der industriellen und wirt-
schaftlichen Überlegenheit des Westens unauf-
haltsam verengen wird und schließlich verschwin-
den muß.

In einigen Jahren kann das sowjetische Sy-
stem an wirtschaftlichem Wachstum, politischer 
Stabilität und militärischer Stärke das System 
der freien Welt übertroffen haben. Der wirt-
schaftliche Fortschritt des Sowjetblockes wird 
auf die ehemaligen kolonialen und unterentwik-
kclten Länder, die nach und nach das Joch des 
„kapitalistischen Imperialismus“ abwerfen wer-
den, eine stärkere Anziehungskraft ausüben. 
Ein Krieg zwischen den kommunistischen und 
kapitalistischen Ländern ist nicht unbedingt not-
wendig, aber ein Krieg zwischen den kapitali-
stischen Ländern ist wahrscheinlich. Bei ihrer 
Jagd um die ständig schrumpfenden Märkte wer-
den sie miteinander in verderblicher Weise kon-
kurrieren, einander schwächen, miteinander 
streiten, sich verzanken und vielleicht einander 
bekämpfen.

Diese Stalin-Malenkow-Analyse enthielt un-
ausgesprochen die folgende Absicht: Die Sowjet-
union wird ihre Diplomatie, Propaganda und 
Wirtschaftsmacht voll dafür cinsetzen, um neue 
Untertanen an sich zu ziehen, die freie Welt zu 
schwächen und zu teilen und die Vereinigten 
Staaten zu isolieren. Vielleicht kann die Sowjet-
union nach einem Krieg zwischen den kapitali-
stischen Ländern ohne zu viel Mühe die Herr-
schaft übernehmen. Inzwischen ist es von grund-
legender Bedeutung für den Erfolg der sowje-
tischen Politik, daß die Spannungen nachlassen 
und das Vertrauen in die friedlichen Absichten 
der Sowjets wächst.

Am Schlüsse seiner Ansprache auf dem kom-
munistischen Parteikongreß stieß Malenkow mit 
voller Kraft ins Friedenshorn. Unter anderem 
sagte er:

„Die sowjetisdie Politik des Friedens und der 
Sidierheit für alle Völker ruht auf der Prämisse, 
daß die friedliche Koexistenz von Kapitalismus 
und Kommunismus und ihr Zusammengehen 
durchaus möglidt sind . . .

Die Sowjetunion ist immer für die Auswei-
tung des Handels und für das Zusammengehen 
mit anderen Ländern ungeaditet der Versdiie-
denartigkeit der sozialen Systeme eingetreten 
und tritt audi jetzt dafür ein . ..

Wir sind davon überzeugt, daß das soziali-
stische Wirtschaftssystem in friedlichem Wett-
bewerb mit dem Kapitalismus mit jedem Jahr 
schlagender seine Überlegenheit über das kapi-
talistische Wirtsdiaftssystem beweisen wird . . .“

Chruschtschows Zeitplan
1953 und 1954 war es klar, daß sich die 

Dinge so abspielen würden. Die Sowjets schlugen 
z. B. großes Kapital aus ihrem Angebot, ein 
Stahlwerk in Indien zu bauen, und sogar aus 
dem Verkauf von Weizen an Indien. Aber 1955 
erweiterte der Kreml seinen Feldzug zu einer 
umfassenden Offensive, wie die nachfolgenden 
Ereignisse zeigen werden:

April-Mai 195 5: Nach zehn Jahren der Quer-
treiberei Zustimmung zu einer Friedensregelung 
mit Österreich (zum Beweis eines grundlegen-
den Wandels und um Westdeutschland einen 
Köder hinzuhalten).

April: Der Versuch, mittels Rotchinas die 
Bandung-Konferenz zu einer Demonstration 
asiatischer und afrikanischer Solidarität gegen 
den Westen zu machen.

Juli: Die Gipfelkonferenz in Genf (eine 
Woche falscher Jovialität, in der in keiner ein-
zigen grundlegenden Frage ein Libereinkommen, 
jedoch ein „Nachlassen der Spannungen" — und 
ein Nachlassen der Wachsamkeit der freien 
Welt — erreicht worden ist.

September: Der kommunistische Waffenhan-
del mit Ägypten und das sowjetisdie Angebot 
an Ägypten, beim Bau des Assuandammes zu 
helfen (Anzeichen eines allgemeinen Vorstoßes, 
den sowjetischen Einfluß auszudehnen und dem 
Westen im Mittleren Osten Schwierigkeiten zu 
bereiten).

November: Zweite Genfer Konferenz (die 
Russen wiesen arrogant die westlichen Vor-
schläge zur Regelung der grundsätzlichen Fragen 
in Europa zurück, während sic den Westen für 
den Fehlschlag der Konferenz verantwortlich 
machten).

November-Dezember: Triumphale Reise Bul-
ganins und Chruschtschows durch Indien, Burma 
und Afghanistan, wobei sie großzügig sowjeti-
schen Handel und sowjetische Hilfe versprachen 
und vom Frieden redeten, während sie Haß und 
Mißtrauen gegen den Westen aufrührten.

Januar 1956: Die sowjetischen Vertreter in 
den Vereinten Nationen nahmen offen eine pro-
arabische und anti-israelitische Haltung ein.

Januar: Bulganin bietet Lateinamerika Han-
del und Hilfe an.

Januar-Februar: Bulganin bietet Präsident 
Eisenhower einen „Friedensvertrag" an.

Fünf Monate später war Stalin tot, aber seine 
Nachfolger haben sich den Weg zum „friedlichen 
Koexistenz“-Grundsatz in der Außenpolitik ge-
bahnt. Der Weg war gepflastert mit Beteuerun-
gen, die Absichten der Sowjets seien friedlich, 
mit ständigen Bemühungen, den Westen als 
kriegslüstern und imperialistisch zu zeigen, mit 
einem Werbefeldzug in den unterentwickelten 
Ländern, mit Versuchen, die unterentwickelten 
Länder durch Schmeicheleien, Verführungskünste 
und Handel und Hilfe zu gewinnen und mit Be-
mühungen, den Westen zu teilen und zu schwä-
chen und ihm Schwierigkeiten zu bereiten.

Februar: Bulganin bietet Pakistan Handel und 
Hilfe an unter der Bedingung, daß es aus dem 
Militärpakt mit dem Westen ausschert.

Februar: Sowjetrussische Annäherung an die 
Türkei.

Seit 1953 hat die Sowjetunion ständig ver-
sucht, politische Vorteile aus Verhandlungen 
über überschüssige Güter, wie z. B. über den bur-
mesischen Reis und die pakistanische Jute zu er-
langen.

Chruschtschow und die anderen sowjetischen 
Führer bestätigten in ihren Reden auf dem 20. 
kommunistischen Parteikongreß im Februar die-
ses Jahres die 1952 geplante Strategie der „fried-
lichen Koexistenz" der Sowjetunion und glichen 
sie den Erfordernissen der heutigen Zeit an. 
Während der 19. Parteikongreß unter dem Zei-
chen der Veränderung stand, stand der 20. Kon-
greß unter dem Zeichen der Kontinuität.

Die Kongreßreden drehten sich ununterbro-
chen um das Thema, daß die Sowjetunion und 
ihre Verbündeten „Friedens"-Nationen seien. 

Lim die Idee der „friedlichen Koexistenz“ zwi-
schen den kommunistischen und „imperialisti-
schen“ Ländern besonders hervorzuheben, wur-
den andere Konfliktsmöglichkeiten bagatelli-
siert. Kriege zwischen den „imperialistischen“ 
Nationen selbst werden nicht mehr für unver-
meidbar gehalten, da der Imperialismus durch 
die Völker, die noch einen kolonialen Status ha-
ben, beseitigt werden kann — mit Hilfe der So-
wjetunion natürlich. Die Kommunisten brau-
chen keine Bürgerkriege mehr, um zur Macht zu 
kommen. Sie können auf parlamentarischem 
Wege zum Ziele gelangen — wobei sie an ein 
Wiederaufleben der „Volksfront"-Stratcgie der 
dreißiger und der ersten Nachkriegsjahre den-
ken. In disen beiden Punkten vollendeten Chru-
schtschow und seine Genossen die Revision des 
Marxistisch-Leninistischen Dogmas, die Stalin 
begonnen hatte.

Daneben wurden auf der Konferenz die The-
men „Freundschaft“ und „Handel“ behandelt. 
Ein großer Teil der Reden Chruschtschows ent-
hielt Freundschafts- und Handelsangcbote an 
eigentlich alle Länder. Wir in Amerika kennen 
die Fallen, die in diesen Freundschafts- und Han-
delsanerbieten verborgen sind, gerade so wie wir 
wissen, daß die Friedensbeteuerungen nur tak-
tische Manöver sind. Sie sind kein Ausdruck 



einer grundsätzlichen Änderung der kommuni-
stischen Weltherrschaftsziele. Aber es wäre 
außerordentlich töricht zu glauben, daß diese 
sanften Appelle keine starke Anziehungkraft auf 
Völker ausüben, die der Kriege, Spannungen 
und Rüstungslasten müde sind und nach einem 
höheren Lebensstandard hungern, den ein grö-
ßeres Handels- und Wirtschaftsvolumen nun 
einmal verspricht.

Es ist eine Ironie, daß der gleiche 20. Kon-
greß, auf dem gerade die dogmatischen und tak-
tischen Punkte noch einmal betont wurden, die 
Stalin selbst vor drei Jahren vorgebracht hatte, 
gleichzeitig dazu benutzt wurde, die Zerstörung 
der Person Stalins fortzusetzen — ein Unterfan-
gen, das seine Nachfolger mit überraschender 
Schnelligkeit nach seinem Tode begonnen hat-
ten. Es wurden ihm auch Verfehlungen vorge-
worfen, die er selbst auf dem 19. Parteikongreß 
vorgeworfen hatte, und die neuen Führer bil-
ligten ihm nicht die Spur eines Anteils an den 
sich vollziehenden Veränderungen zu.

Durch die Verwerfung Stalins wird die neue 
politische Linie für jeden im Auslande annehm-
barer. Die neuen Führer können dadurch viel 
freier agieren — und viel gefährlicher.

Die Regierung Eisenhowers übernahm die 
Amtsführung im Januar 1953, gerade als die 
Veränderung in der sowjetischen Strategie be-
gonnen hatte. Während der letzten drei Jahre 
ist öffentlich immer wieder auf diese Ver-
änderung hingewiesen worden. Sie ist ihrem 
Wesen nach analysiert und die Regierung auf-
gefordert worden, etwas zu unternehmen, um 
ihr zu begegnen. Doch die Regierung in Washing-
ton hat drei Jahre lang nichts Wesentliches unter-
nommen, um die sowjetische Offensive aufzu-
halten oder den Kongreß oder die Öffentlich-
keit über ihr Wesen und die ihr innewohnenden 
Gefahren aufzuklären. Erst am 12. Januar 1956 
hat Außenminister Dulles angesichts des unge-
hinderten sowjetischen Vorstoßes, der uns um 
die Ohren wirbelte, öffentlich zugegeben, daß 
wir uns auf dem Gebiet der wirtschaftlichen För-
derung der unterentwickelten Länder in einem 
„bitteren Konkurrenzkampf“ befinden. Er er-
klärte, daß eine Niederlage in diesem Kampfe 
eine Katastrophe sein und „wir diesen Wirt-
schaftskampf verlieren würden, wenn nicht das 
ganze Land die volle Tragweite begreifen 
würde“.

Da der Kampf tatsächlich schon vor drei Jah-
ren eingesetzt hat, muß man sich fragen, wer 
eigentlich geschlafen hat. Selbst jetzt, Wochen 
nach dem von Dulles verspätet geblasenen Weck-
ruf, gibt es nur geringe Anzeichen für entspre-
chende Maßnahmen seinerseits, um der Gefahr 
zu begegnen. Dies hätte man voraussagen kön-
nen. Der tiefe Riß, der durch die Führung der 
Republikanischen Partei geht, und die Unfähig-
keit eines ihrer Flügel, die Realitäten des 20. 
Jahrhunderts anzuerkennen, machen es dieser 
Partei schwer, eine Außenhandelspolitik zu trei-
ben oder zu unterstützen, die die lebenswich-
tigen Interessen Amerikas in der Welt ausrei-
chend schützt.

Selbstverständlich hat unser Land auf wirt-
schaftlichem Gebiet große potentielle Vorteile. 
Lind selbstverständlich trägt die Regierung die 
Verantwortung dafür, daß unsere einzigartige 
Leistungsfähigkeit und unsere Hilfsquellen dazu 
verwendet werden, um Wachstum und Entwick-
lung der Wirtschaft der freien Welt zu beschleu-
nigen. Bedauerlicherweise hat die Regierung 
nichts unternommen, und dem Kreml wurde die 
Initiative überlassen. Der Präsident hat ge-
legentlich feierliche Erklärungen über unsere 
wirtschaftliche Verantwortung gegenüber der 
Welt abgegeben, aber die leeren Seiten im Tä-
tigkeitsbericht seiner Regierung fallen mehr ins 
Gewicht.

Es wäre noch nicht so schlimm, wenn sich die 
Regierung angesichts der sowjetischen Angriffe 
nur auf Tatenlosigkeit beschränkt hätte. Be-
dauerlicherweise müssen wir aber eine Unzahl 
von Regierungserklärungen und -maßnahmen 
zu nichtwirtschaftlichen Fragen, die in den letz-
ten drei Jahren gemacht worden sind, mit in Be-
tracht ziehen. Das mildeste, was man dazu sagen 
kann, ist, daß sie unwissentlich die neue sowje-
tische Offensive außerordentlich erleichtert ha-
ben. Es ist ermüdend, eine Gesamtübersicht über 
alle politischen Schlagworte und die anderen 
unglückseligen Bemerkungen von Dulles zu ge-
ben. Ich würde es lassen, wenn sie nicht zu mei-
nem Thema gehören würden.

Für den Erfolg der sowjetischen Offensive ist 
es von ausschlaggebender Bedeutung, daß die 
Völker Asiens und anderswo davon überzeugt 
sind, daß einerseits die Sowjets friedliche Ab-
sichten haben und andererseits die Vereinigten 
Staaten militaristisch und rücksichtslos sind, ko-
lonialen Besitz gutheißen und anderen Völkern 
nur helfen, weil sie ihre Unterstützung in einem 
neuen Krieg haben möchten, ein Krieg, in dem 
wir die Welt mit Atomkrieg überziehen würden.

Hinzu kommt dann noch die psychologische 
Wirkung von Schlagworten, wie „Tschiang-Kai-
schek loslassen“, „erschreckende Neuorientie-
rung“, „massive Vergeltung“ und „am Rande 
eines Krieges“. Nach Berichten kompetenter Be-
obachter sind die Wirkungen in Asien verhee-
rend gewesen. In einer öffentlichen Meinungs-
umfrage im indischen Westbengalen haben 31 ®/o 
der befragten Personen erklärt, sie glaubten, daß 
die Vereinigten Staaten einen Aggressionskrieg

Die künstliche Nebelwand von Genf
Es blieb jedoch Präsident Eisenhower selbst 

Vorbehalten, unwissentlich aber kräftig das zu 
unterstützen, was die Russen drei Jahre lang 
sich selbst anzudichten versucht haben: nämlich, 
daß sie friedliche Absichten haben. Der Präsident 
brachte zu der berühmten Gipfelkonferenz in 
Genf, die im vergangenen Juli stattfand, sein 
enormes Prestige mit, und alle Augen der Welt 
konzentrierten sich auf jedes seiner Worte und 
auf jede seiner Gesten.

Zweifellos war es richtig, daß er nach Genf 
ging, um mit den Russen zu verhandeln. Aber 
es war von größter Bedeutung, daß er keinen 
Fehler machte.

vorbereiteten. Nur 2 °/o hatten Angst vor der 
Sowjetunion. Ob die Umfrage die Situation nun 
übertreibt oder nicht, so besteht doch kein Zwei-
fel, daß selbst unsere besten Freunde in Asien 
an unseren Absichten irre zu werden beginnen 
und von dem Bild, das sie von uns haben, an-
gewidert sind.

Drei Jahre lang, in denen die Sowjetunion 
die Themen: „Friedliche Koexistenz", „Handel“ 
und „wirtschaftliche Entwicklung“ kultiviert hat, 
ist Dulles im blendenden Lichte der Öffentlich-
keit in der Welt herumgeflogen, hat Verhand-
lungen über Militärbündnisse geführt und be-
merkenswert wenig Interesse für die Förderung 
jenes wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts 
gezeigt, der für die politische Stabilität, von der 
die Bündnisse abhängen, wesentlich ist. Zwei 
Drittel unserer Wirtschaftshilfe an unterentwik-
kelte Länder ist für die direkte Unterstützung 
militärischer Programme in Südkorea, Indochina 
und Formosa verwendet worden, wobei wenig 
für andere Länder übriggeblieben ist. Anfang 
dieses Jahres hat unser Botschafter in Pakistan 
in einer öffentlichen Rede dort durchblicken las-
sen, daß die Vereinigten Staaten geringes Inter-
esse an einer Hilfe für jene Länder hätten, die 
mit uns keine militärischen Bündnisse schlössen. 
Er wurde vom Außenministerium nicht abge-
rufen, ja, sogar noch nicht einmal zurechtge-
wiesen.

Weiter. Selbst als Bulganin und Chruschtschow 
in Indien umherreisten und unserem Lande vor-
warfen, imperialistisch zu sein und Kolonien 
gutzuheißen, gab Dulles freiwillig eine Erklärung 
ab, in der er unser Land mit dem portugiesischen 
Kolonialismus in Goa, eine kleine Enklave an 
der Westküste Indiens, in Verbindung brachte. 
Diese vorsätzliche und unnötige Verletzung In-
diens an einer besonders empfindlichen Stelle 
wird so bald nicht vergessen werden. Der Korre-
spondent der New York Times in Indien sagte 
rundheraus, daß die Erklärung von Dulles „Wort 
für Wort den Vereinigten Staaten so viel Scha-
den zugefügt hat wie nur je eine Erklärung“.

Es hat in d.a letzten drei Jahren oft den An-
schein gehabt, als ob Dulles dazu ausersehen 
gewesen sei, den Asiaten genau das zu bewei-
sen, was die Russen uns anzudichten versucht 
haben.

Die Russen gingen nach Genf und sagten, sie 
erstrebten „ein Nachlassen der Spannungen“. 
Während einer einzigen Woche wurde der Welt 
der Eindruck vermittelt, daß der Kalte Krieg 
vorüber und eine neue Ära des Friedens ange-
brochen sei, obgleich über keine der lebenswich-
tigen Fragen ein Übereinkommen erreicht wor-
den war. Der Präsident gab den vollen Beweis 
seines persönlichen Vertrauens in die Führer des 
Kremls und ging sogar so weit zu behaupten, 
daß der Friedenswille der Russen nicht geringer 
sei als der des Westens. Die Schlagzeilen flogen 
um die Welt. Nach seiner Rüdekehr sprach der 
Präsident mit einigen Einschränkungen über 



„den Funken, der in Genf entzündet worden 
sei“ und „über die ausgezeichneten Möglichkei-
ten in der Zukunft".

Sofort ließen die Spannungen in der ganzen 
Welt und damit gleichzeitig die Bemühungen 
nach, eine Front der Stärke und Einheit gegen 
die kommunistische Bedrohung aufzubauen, was 
die Russen ja gerade erstrebt hatten. In Europa 
und Asien wurden die Positionen der Neutra-
listen und Pro-Kommunisten bestätigt und ge-
stärkt. Die freie Welt war psychologisch ent-
waffnet worden. Es ist klar, daß der „Geist von 
Genf" eine künstliche Nebelwand war, hinter 
der die Russen einen großen Durchbruch voll-
zogen haben. Innerhalb von drei Wochen ist

Die Ausdehnung der kommunistischen Kontrolle
Schon seit langem habe ich die Überzeugung 

vertreten, daß der Kreml keinen großen Krieg 
möchte, in den er verwickelt würde. Aber die 
Behauptung, sie wollen „Frieden", hieße den 
Sinn dieses Wortes „Frieden“ entstellen. Die 
Männer im Kreml haben deutlich zu verstehen 
gegeben, daß es ihr Ziel ist, Feindschaft, Hader 
und selbst Krieg unter den anderen Nationen 
aufzurühren, den Nordatlantikpakt aufzubrechen 
und mittels wirtschaftlicher und politischer Ma-
növer, Propaganda und vorsätzlicher Unruhestif-
tung die kommunistische Herrschaft über die 
ganze Welt auszudehnen. Das ist kein Frieden.

Doch hat der Präsident im vergangenen Ja-
nuar in seinen Ausführungen über notwendige 
Maßnahmen in der „Botschaft über die Lage der 
Nation“ die Versicherung abgegeben, daß sich 
„unser Land im Frieden“ befindet. Wenn wir 
uns die Weltlage und die gegenwärtige politische, 
wirtschaftliche und psychologische Offensive der 
Sowjets ansehen, dann sind wir gezwungen, ihm 
zu widersprechen.

Die Schlußfolgerung ist unausweichlich, daß 
unsere führenden Persönlichkeiten nicht die ge-
fährliche Natur des sowjetischen Angriffs ver-
standen haben. Erst wenn sie sie begriffen haben, 
kann mit Gegenmaßnahmen begonnen werden. 
Es ist ebenso wichtig, daß sie dem amerikanischen 
Volk die Lage hinreichend und sorgfältig er-
klären, um den notwendigen Widerhall zu fin-
den und Unterstützung zu erlangen. Der Präsi-
dent ist kraft seines Amtes die einzige Person 
im Lande, der das Prestige und die moralische 
Autorität hat, dies zu tun. Präsident Eisenhower 
hat in dieser Hinsicht vor seiner unglückseligen 
Krankheit wenig und seitdem noch weniger ge-
tan. *

Der sowjetische Angriff ist weit mehr als nur 
ein bitterer Wirtschaftskampf, den Dulles ver-
spätet zugegeben hat. Es ist ein Angriff auf un-
ser grundsätzliches Verhalten gegenüber unter-
entwickelten Völkern. Es ist in erster Linie ein 
politischer Angriff. Er bedient sich psychologi-
scher und wirtschaftlicher Waffen. Es handelt sich 
um eines der schwierigsten Probleme, mit dem 
sich unser Land je hat befassen müssen, weil 
unsere politische Moral im Grunde mit angegrif-
fen wird.

Bundeskanzler Adenauer dazu gebracht worden, 
einen sowjetischen Botschafter in Bonn zu-
zulassen, ohne irgendeine Zusage hinsichtlich 
der deutschen Wiedervereinigung zu erhalten. 
Innerhalb sechs Wochen haben sich die Russen 
in den Mittleren Osten hineingedrängt. Inner-
halb vier Monaten sind Bulganin und Chru-
schtschow in Indien, Burma und Afghanistan als 
Verkünder des Friedens und der wirtschaftlichen 
Entwicklung gepriesen worden. Jetzt versucht 
der Kreml Vorteil aus Propagandaangeboten 
von Friedensverträgen an Präsident Eisenhower 
zu schlagen, deren durchaus gerechtfertigte Ab-
lehnung die Russen als ein weiteres Propaganda-
mittel gegen uns benutzen.

Man muß sich immer wieder die Tatsache vor 
Augen halten, daß die große Tradition unseres 
Volkes, seine Großherzigkeit, sein Feingefühl 
und seine Rücksichtnahme auf die Gefühle und 
die Bedürfnisse anderer, sein Festhalten am 
Grundsatz der Selbstbestimmung, seine tiefe 
Friedensliebe der Welt draußen einfach nicht zur 
Kenntnis gebracht werden. Im Gegenteil, nach 
den Beweisen zu urteilen, denn abgesehen von 
der Wertschätzung und Zuneigung, die dem Prä-
sidenten vielleicht persönlich entgegengebracht 
werden mögen, wird durch die amerikanische Re-
gierung in einem großen Teil der Welt der Ein-
druck hervorgerufen, als sei Amerika egoistisch, 
arrogant, gleichgültig gegenüber anderen, pro-
kolonialistisch und rücksichtslos militaristisch.

Es ist tief bedauerlich, daß dies die Wahrheit 
ist. Es ist nicht nur traurig, sondern äußerst be-

Rußlands Wirtschaftsoffensive
Beim wirtschaftlichen Aufbau unterentwickel-

ter Länder laufen wir würde- und nutzlos hinter 
den Russen her und versuchen, ihre Asse zu 
stechen.- Das ist eine schlechte Wirtschaftspoli-
tik und eine erfolglose Diplomatie. Keine 
Summe, die für Auslandshilfe ausgegeben wird, 
gewinnt allein uns schon die Zuneigung derjeni-
gen, die wir als Freunde und Verbündete haben 
möchten, oder gebietet der gegenwärtigen so-
wjetischen Offensive Einhalt. Wir müssen auf-
hören, die Wirtschaftshilfe als ein kurzfristiges 
politisches Instrument zu betrachten, das ein mili-
tärisches quid pro quo erfordert. Der Fortschritt 
der unterentwickelten Gebiete und die Darlehen, 
Unterstützungen und die technische Hilfe, die 
zu diesem Fortschritt beitragen, sind an sich schon 
gut und nützlich und für die Ausweitung unse-
rer eigenen Wirtschaft wirklich wichtig.

Wir müssen uns klar sein, daß die staatliche 
Kontrolle über Binnenwirtschaft und Außen-
handel der Sowjetunion eine außerordentliche 
Handlungsfreiheit gibt. Sie kann burmesische 
Reisüberschüsse aus politischen Gründen kaufen. 
Sie kann ägyptische Baumwolle kaufen und nöti-
genfalls ihre eigene Produktion drosseln und 
das Land für andere Zwecke gebrauchen. Es ist 
jedoch kein Grund vorhanden, hinsichtlich der 

unruhigend. Daran schuld ist allein die Tatsache, 
daß die Entscheidungen, Maßnahmen, Erklärun-
gen und Unterredungen, aus denen sich die Füh-
rung der Außenpolitik zusammensetzt, ständig 
nur von einem Tag zum anderen beschlossen 
werden. Man kann dieses alles nicht mehr län-
ger als russische Propaganda abtun. Das Verwir-
rende an dieser Situation ist, daß sie nicht von 
jenen in Ordnung gebracht werden kann, die 
dafür verantwortlich sind, denn sie ist ein Spie-
gelbild ihrer selbst.

Die Ironie der Situation ist, daß Präsident 
Eisenhower so oft und, wie ich glaube, durchaus 
überzeugt, von der Bedeutung der moralischen 
Stärke gesprochen hat. Aber moralische Stärke 
in der Außenpolitik ist zwecklos, wenn sie nicht 
in Form von Maßnahmen und Programmen, Ver-
halten und Politik auf andere Völker ausstrahlt, 
die wir als Freunde und Verbündete haben 
möchten. Wir haben gegenwärtig keinen echten 
Kontakt mehr mit den kürzlich unabhängig ge-
wordenen und aufstrebenden Völkern.

Und wir werden ihn erst dann haben, wenn 
wir uns selbst wieder mit dem Anti-Kolonialis-
mus und nicht mehr mit dem Kolonialismus, mit 
dem Frieden und nicht mehr mit dem rücksichts-
losen Gebrauch unserer großen Macht, mit echter 
Achtung vor der nationalen Würde aller Völker 
und nicht mehr mit der Arroganz, mit der Be-
ständigkeit in Wort und Tat und nicht mehr mit 
der Impulsivität, und mit einem festen Programm 
identifiziert haben, das der Ausweitung des 
Weltwirtschaftsvolumens dienen und jedem 
Lande helfen soll, sich vom wirtschaftlichen Ko-
lonialismus zu befreien und seinen Bewohnern 
bessere Lebensaussichten zu sichern.

Wirtschaftsoffensive defaitistisch zu sein — vor-
ausgesetzt wir sehen ihr klar ins Gesicht und 
ergreifen wirksame Maßnahmen.

Wir brauchen dringend eine neue Einstellung 
Amerikas — tatsächlich der freien Welt — zum 
Problem der wirtschaftlichen Ausweitung. Das 
Haupthindernis, das sich einer Ausweitung der 
Weltwirtschaft entgegenstellt, ist die Knappheit 
an langfristigen Darlehen und Kapitalanlagen zu 
niedrigen Zinsen für unterentwickelte Länder. 
Der Kapitalbedarf der unterentwickelten Ge-
biete wird in einer Aufstellung des Ausschusses 
für wirtschaftliche Entwicklung auf 500 Millio-
nen bis 1,5 Milliarden Dollar jährlich über das 
hinaus geschätzt, was den Ländern jetzt zur Ver-
fügung steht. Dieses Kapital ist notwendig, um 
die Bewässerungsanlagen, Kraftwerke, Trans-
portmittel und andere Anlagen zu bauen, die für 
die landwirtschaftliche, bergbauliche und indu-
strielle Entwicklung notwendig sind. Es wird 
auch zur Errichtung von Industrieanlagen be-
nötigt. Es darf angenommen werden, daß sich 
bei entsprechender Förderung in steigendem 
Maße privates Kapital beteiligen wird, sobald 
die grundlegenden Anlagen und Einrichtungen 
mit öffentlichen Geldern geschaffen worden sind 
und Fortschritte in der industriellen Entwick-



lung erzielt werden. Aber unter den derzeitigen 
Umständen kann das private Kapital weder die 
erste Initiative ergreifen noch die ganze Aufgabe 
bewältigen.

Es gibt noch einen anderen und wichtigen 
Grund, warum die Lösung im Rahmen der gan-
zen freien Welt gefunden werden muß. Die 
Hauptindustrieländer Westeuropas und Japan 
haben in ihrer normalen Handels- und Zahlungs-
bilanz mit den Vereinigten Staaten ein dauern-
des Defizit zu verzeichnen. Sie kaufen von uns 
mehr als sie uns verkaufen — eine Lücke, die 
seit Kriegsende durch die Marshallplan- und 
Militärhilfe und die militärischen Ausgaben der 
Vereinigten Staaten im Auslande gedeckt wor-
den ist. Die außerordentliche Unterstützung 
Europas mit amerikanischen Dollars ist gegen-
wärtig eine durchaus eingleisige Maßnahme 
(wenn auch aus militärischen Gründen notwen-
dig), weil sie keinen Weg aufzeigt, wie man den 
grundsätzlichen Schwierigkeiten der Weltwirt-
schaft abhelfen könnte.

Ein neues internationales Kreditinstitut
Die Errichtung eines neuartigen internationa-

len Kreditinstitutes ist eine Maßnahme, die er-
griffen werden muß — ein Institut, das zwar or-
ganisatorisch der Weltbank ähnelt, aber eine 
größere Elastizität aufweisen sollte, um unter-
entwickelten Ländern zu helfen, vereinbarte Auf-
baupläne und -Programme durchzuführen. Ein 
derartiges Institut könnte sehr wohl auch Be-
strebungen auf regionaler Basis, wie z. B. den 
Colombo-Plan, unterstützen. Es sollte dafür ge-
sorgt werden, daß die Zinsen für die Anleihen in

Gleichzeitig entspricht die Zunahme des Han-
dels zwischen Westeuropa und Japan einerseits 
und den unterentwickelten Ländern andererseits 
nicht der allseitigen Notwendigkeit. Die natür-
lichen Voraussetzungen für eine gesunde Ent-
wicklung sind da, aber diese hängt von einer 
viel stärkeren Kapitalinvestierung in den unter-
entwickelten Gebieten ab, als Westeuropa und 
Japan aufbringen können.

Es muß unser Ziel sein, Produktionskapazität 
und Kapital der Vereinigten Staaten, Westeuro-
pas und Japans mit den Hilfsquellen und An-
strengungen der weniger entwickelten Länder 
zum gegenseitigen Nutzen wirkungsvoller mit-
einander zu verkoppeln.

Hier ist eine Gelegenheit für die Vereinigten 
Staaten, ein neues, kühnes Programm in die 
Wege zu leiten. Dieses Programm könnte die 
Weltmeinung begeistern und die Energien der 
beteiligten Länder mobilisieren wie 1947 der 
Marshall-Plan. Es kann dazu beitragen, das dra-
matische Versprechen des Punkt Vier-Programms 
zu erfüllen.

örtlicher Währung oder in Devisen gezahlt wer-
den können, die dem betreffenden Lande zur 
Verfügung stehen. Sowohl unsere Regierung 
wie auch die kapitalbedürftigen Länder sollten 
private Investierungen bewußt ermutigen. Im 
allgemeinen sollte dazu übergegangen werden, 
nicht mehr zweiseitige, sondern mehrseitige Ab-
kommen abzuschließen.

Wir hätten alles zu gewinnen und nichts zu 
verlieren, wenn wir die Sowjetunion aufforder-

ten, sich in dem Maße an diesem Kreditinstitut 
zu beteiligen, wie sie zur Mitarbeit bereit ist. 
Wenn sich die Sowjetunion beteiligt, dann würde 
sie daraus keine besonderen politischen Vorteile 
ziehen können. Beteiligt sie sich nicht, dann 
würden die Hintergründe der sowjetischen Ver-
sprechen und Angebote deutlich offenbar.

Von einer amerikanischen Führung und Akti-
vität in einem weltwirtschaftlichen Entwick-
lungsprogramm würde ein mächtiger psycholo-
gischer Impuls ausgehen. Das amerikanische Ver-
antwortungsgefühl und die amerikanische Sorge 
für das Wohlergehen aller Völker würde sich 
diesen automatisch einprägen. Es würde der greif-
bare Beweis erbracht werden, daß wir imstande 
sind, nicht nur an unsere eigenen engen Inter-
essen, sondern auch an die Bedürfnisse, Wünsche 
und Ziele der anderen zu denken. Wenn diese 
Maßnahmen von einem entsprechenden Infor-
mationsprogramm zur Unterrichtung über unse-
ren Standpunkt und von einer feinfühligen, ver-
ständnisvollen Diplomatie begleitet würden, 
dann sollte sich die psychologische Situation, 
die gegenwärtig der Sowjetunion so leichte 
Siege ermöglicht, merklich ändern.

Die freie Welt mit ihren riesigen moralischen 
und materiellen Reserven darf angesichts des 
sowjetischen Angriffes nicht in der Defensive 
verharren. Schöpferische Gedanken und einfalls-
reiche Maßnahmen unsererseits können den wirt-
schaftlichen und psychologischen Vorstoß der 
Sowjets auffangen und zurückwerfen. Diese Ge-
danken und Maßnahmen müssen weltweites Aus-
maß haben und dem entsprechen, was auf dem 
Spiele steht — nämlich unser Leben in Freiheit.



CHESTER VERME EASUM

Die Präsidentschaft der Vereinigten Staaten
Im November dieses Jahres wird das Volk 

der Vereinigten Staaten zum dreiundvierzigsten-
mal in hundertachtundsechzig Jahren einen Prä-
sidenten wählen. Dies wird, wie immer, ein 
friedlicher Vorgang sein; aber die ruhige Mono-
tonie des Friedens wird durch heftige Ausein-
andersetzungen über die Wahl des Kandidaten 
— oder die Wahl eines demokratischen Kandi-
daten — unterbrochen werden, die sich auch auf 
die mit dieser Wahl verbundenen nationalpoli-
tischen Fragen erstrecken. Die auswärtige Poli-
tik der Vereinigten Staaten wird in ihren Grund-
zügen vom Ausgang der Wahl nicht ernstlich 
berührt; auch wird sie im Wahlkampf kaum 
diskutiert werden. Trotz aller Versuche, die Dis-
kussion auf politische Fragen zu lenken, wird 
sich das Interesse auf die Personen der Kandi-
daten konzentrieren; und die Gesundheit des 
Präsidenten wird unvermeidlich zu einer Ange-
legenheit von nationalem Interesse, wenn 
Mr. Eisenhower kandidiert, was nach dem gegen-
wärtigen Stand der Dinge sehr wahrscheinlich 
ist.

Wie konnte also die Wahl des Präsidenten 
der Vereinigten Staaten — eine alle vier Jahre 
wiederkehrende politische Erscheinung — zu 
einer so bedeutsamen Angelegenheit werden? 
Und warum ist, abgesehen von wohlwollendem 
Interesse und humanitären Belangen, der Zu-
stand des Herzens oder der Arterien eines Man-
nes zur Zeit der Gegenstand allgemeiner Be-
sorgnis?

Um die zweite Frage zuerst zu beantworten: 
die Präsidentschaft bürdet dem Präsidenten eine 
schwere Verantwortung auf, die eine ununter-
brochene Erfüllung der schwierigen Pflichten 
seines hohen Amtes erfordert, sowie seine kon-
stante Verfügbarkeit und Fähigkeit, dringende 
Entscheidungen zu treffen. Er kann von seinen 
Amtsräumen abwesend sein; ob er aber vor der 
Küste von Florida oder in einem Forellenbach 
von Wisconsin oder Colorado fischt, ob er beim 
Golfspiel die nötige Erholung sucht oder sich 
einfach irgendwo an einem Berghang sonnt, der 
Präsident ist nie von seiner Verantwortung be-
freit, nie von der Präsidentschaft beurlaubt. 
Nur starke Gemüter können diese konstante 
Belastung aushalten. Seelische Eignung ist die 
erste wesentliche Voraussetzung; aber auch gute 
körperliche Form ist notwendig, da so viel von 
der Leistungsfähigkeit des Betreffenden ab-
hängt. Er muß in guter Verfassung sein, um 
seine Macht ausüben und seine Amtspflichten 
erfüllen zu können.

Die Verfassung sieht vor, daß der Vizepräsi-
dent Präsident werden soll, wenn der Präsident 

während seiner Amtszeit stirbt, und daß er die 
Befugnisse des Präsidenten ausüben soll, wenn 
der letztere wegen Unfähigkeit dazu nicht im-
stande ist; sie definiert diese Unfähigkeit je-
doch nicht, noch sagt sie, wie lange der Zu-
stand der Unfähigkeit andauern soll, bevor die 
betreffende Bestimmung herangezogen wird, 
oder wer entscheiden soll, wann eine solche Un-

Die Rolle des Vizepräsidenten
Im Hinblick auf Präsident Eisenhowers Er-

krankung im vergangenen Jahr gewinnt die 
Wahl des Vizepräsidenten neue Bedeutung. Der 
Vizepräsident muß stets als potentieller Präsi-
dent angesehen werden. Dreimal haben im 
zwanzigsten Jahrhundert — um nicht weiter zu-
rückzugehen — Vizepräsidenten die Präsident-
schaft von ihrem im Amt verstorbenen Präsi-
denten übernommen: Theodore Roosevelt nach 
der Ermordung Präsident Mc Kinleys, Calvin 
Coolidge nach dem Tod Präsident Hardings und 
Harry Truman nach dem Ableben Präsident 
Franklin Roosevelts. Vizepräsident Thomas 
Marshall stand während der leider längere Zeit 
dauernden Unfähigkeit Präsident Woodrow Wil-
sons aus Loyalität davon ab, die Befugnisse der 
Präsidentschaft auszuüben, was eine teilweise 
Lähmung der Regierung zur Folge hatte, und 
dies zu einer besonders kritischen Zeit, als der 
Vertrag von Versailles und der Völkerbund 
überragende Bedeutung erlangten.

Der jetzige Vizepräsident Mr. Nixon bewies 
während der eingangs erwähnten Erkrankung 
des Präsidenten, daß er sich der Verantwortung 
und der Grenzen seiner Stellung bewußt ist. Er 
hat sich aufrichtig und aktiv für die Politik des 
Präsidenten eingesetzt. Die Beziehung zwischen 
Präsident und Vizepräsident ist geschichtlich 
nicht so genau festgelegt und oft ungünstig be-
urteilt worden. Die Verfassung erkennt den 
Vizepräsidenten als potentiellen Präsidenten an, 
indem sie bestimmt, daß niemand als Vizeprä-
sident nominiert werden darf, der nicht als Prä-
sident wählbar wäre. Sie legte jedoch erst nach 
der Annahme des XII. Zusatzes fest, daß Präsi-
dent und Vizepräsident getrennt nominiert wer-
den sollten. In den ersten Wahlen wurde der-
jenige Kandidat Vizepräsident, der die zweit-
höchste Stimmenzahl für die Präsidentschaft er-
hielt.

Daraus hätte eine unglückliche Situation ent-
stehen können, wenn Präsident und Vizepräsi-

fähigkeit besteht oder zu bestehen aufhört. Die 
Amerikaner dürfen wohl annehmen, daß diese 
Fragen, wenn nötig, angemessen und in ordent-
lichem Verfahren geregelt werden; während des 
Präsidentenwahlkampfes wäre es ihnen jedoch 
lieber, solche Probleme nicht behandeln zu 
müssen.

dent als gegnerische Kandidaten in der soeben 
vollzogenen Wahl gegensätzliche Parteien und 
politische Richtungen vertreten hätten; aber vor 
1800 spielten die politischen Parteien auf natio-
naler Ebene bei den Wahlen keine besondere 
Rolle. Der erste Vizepräsident, John Adams, 
hielt die Stellung für unbedeutend, unerfreulich 
und unter seiner Würde. Aus so trivialen Grün-
den hätte sich jedoch kein Mitglied der Adams-
Familie einer öffentlichen Verantwortung ent-
zogen oder ein Amt zurückgewiesen; so nahm 
Mr. Adams die Vizepräsidentschaft an; er hätte 
aber mehr daraus machen können als er tat-
sächlich tat. Präsident Washington hätte ihn 
wahrscheinlich zur Teilnahme an den Kabinetts-
sitzungen eingeladen, da er stets darauf achtete, 
die Meinung seiner verfassungsmäßigen Berater 
einzuholen. Dies hätte wahrscheinlich einen Prä-
zedenzfall geschaffen, wie ja Washington mit 
allem, was er als Präsident tat, unvermeidlich 
und bewußt Präzendenzfälle schuf; aber Mr. 
Adams tat nicht mit; und erst seit kurzem wird 
der Vizepräsident regelmäßig eingeladen, an den 
Kabinettssitzungen teilzunehmen. Er selbst prä-
sidiert jetzt über ein „kleines Kabinett" höherer 
Ministerialbeamter.

Nachdem er zweimal als Vizepräsident amtiert 
hatte, wurde John Adams zum Präsidenten ge-
wählt, nach Ablauf seiner Amtszeit aber nicht 
wiedergewählt. Im allgemeinen wurde die Vize-
präsidentschaft nicht als Zugang zur Präsident-
schaft angesehen, außer wenn ein Präsident im 
Amt gestorben war; und nur drei Präsidenten 
(Theodore Roosevelt, Coolidge und Truman), 
die auf diese Weise ins Amt gekommen waren, 
wurden später auch gewählt, um so ihre eigene 
Nachfolge anzutreten. Franklin D. Roosevelt, 
der später als einziger mehr als zweimal zum 
Präsidenten gewählt werden sollte, wurde 1920 
als Kandidat für die Vizepräsidentschaft ge-
schlagen.



George Washington, der erste Präsident
Darf ich nun auf die Frage zurückkommen, 

wieso die Stellung des Präsidenten so große Be-
deutung erlangt hat? Wie jede vergleichbare 
prominente Stellung ist sie das, was die Ver-
fassung und eine lange Reihe von Präsidenten 
aus ihr gemacht haben. Der bedeutendste unter 
diesen Präsidenten war der erste. George Wa-
shington gab dieser Stellung die Würde seiner 
imposanten Persönlichkeit. Niemand in Amerika 
war der allgemeinen Achtung so würdig, und 
keiner besaß größeres Ansehen als er.

Washington hat im Lauf der Jahre noch an 
Größe gewonnen, und seine Gestalt erscheint in 
der historischen Perspektive immer gewaltiger. 
Dies ist, glaube ich, nicht das Werk eines Hel-
denkults der Historiker. Unsere Historiker sind 
eher Bilderstürmer als Götzendiener. Sie haben 
Washingtons Arbeit für den Frieden und die 
Stabilität seiner Nation in den acht Jahren 
seiner Präsidentschaft schärfer kritisiert als seine 
militärische Führung im Unabhängigkeitskrieg. 
Sein Andenken jedoch, wie sein Charakter, ge-
bietet Achtung; und beim Bau der Fundamente 
für die Bundesregierung hat er wesentliche und 
solide Arbeit geleistet.

Die Verfassung machte den Präsidenten zum 
Haupt der Exekutive. Washington war ein ge-
borener Verwaltungsmann mit lebenslanger Er-
fahrung auf verantwortlichen Posten in Krieg 
und Frieden. Bei der Bewirtschaftung seiner 
großen Pflanzung, in seinen Landerwerbs- und 
Handelsinteressen und als Heerführer hatte er 
seine außergewöhnliche Befähigung zur Leitung 
großer Unternehmen erwiesen. Er scheute keine 
Mühe und betrieb seine Vorhaben mit unend-
licher Sorgfalt. Zwar besaß er nicht den schöpfe-
rischen Genius Hamiltons oder die klassische 
Bildung, literarische Gewandtheit und Befähi-
gung zur politischen Theorie und Dialektik 
eines Jefferson oder Madison. Er hatte nicht 
den umfassenden Geist Franklins, und in einer 
Aufzählung der Gelehrten seiner Zeit hätte er 
einen bescheidenen Platz eingenommen. Aber in 
gesundem LIrteil und Führerbegabung übertraf 
er alle. Wo er saß, warimmer „oben am Tisch“.

Nur ein Washington konnte sich die Dienste 
Alexander Hamiltons (als Finanzminister) und 
Thomas Jeffersons (als Außenminister) im glei-
chen Kabinett sichern. Persönlich waren die bei-
den ganz verschieden und vertrugen sich nicht 
miteinander; in ihren politischen Konzeptionen 
waren sie erbitterte Feinde, und an glänzendem 
Geist überragten beide ihren Chef bei weitem; 
aber er war ihr Chef, und sie bedurften seiner, 
um ihre Ideen politisch wirksam zu machen.

Washington unterstützte Hamiltons Vor-
schlag, durch die vollständige Begleichung der 
inneren und äußeren Schulden einen nationalen 
Kredit zu begründen und die rückständigen 
Schulden der verschiedenen Staaten von der 
Bundesregierung übernehmen zu lassen. Wa-
shingtons Unterstützung ist es auch zu danken, 
daß nach einem anderen Vorschlag Hamiltons 

eine Nationalbank und eine nationale Währung 
geschaffen wurden.

Washington sicherte die Vollmacht der Bun-
desregierung zur Aufrechterhaltung der Ord-
nung und Durchführung der Gesetze dadurch, 
daß er ihre Stärke manifestierte. Er tat dies in 
imponierendem Maß und zu einem gut gewähl-
ten Zeitpunkt, so daß es nur der Demonstration 
der Stärke und Entschlossenheit der Regierung 
bedurfte, um einen heftigen Aufstand in West-
Pennsylvanien zu unterdrücken, der sich gegen 
eine unpopuläre Verbrauchsteuer des Bundes 
richtete. Die Macht der neuen Bundesregierung 
innerhalb des Landes und ihr Prestige im Aus-
land beruhten in mancherlei Hinsicht erstens 
auf der Tatsache, daß Washington Präsident 
war, und zweitens auf den Richtlinien, die er 
bewußt und gewissenhaft festlegte. Dadurch 
wurde das Prestige des Präsidentenamtes fest 
begründet.

Die Verfassung sieht vor, daß der Präsident 
für die nationale Verteidigung verantwortlich 
und daher oberster Befehlshaber der Streitkräfte 
sein soll. Zu Washingtons Zeit fragte man sich, 
ob er persönlich im Feld kommandieren oder 
das Kommando auf jemanden übertragen würde, 
vielleicht auf den vielseitigen Hamilton, der 
seinen Mut bewiesen und bei Yorktown militä-
rische Führereigenschaften gezeigt hatte. Tat-
sächlich besaß Washington nur den bescheiden-
sten Militärapparat und keinen weiteren militä-
rischen Ehrgeiz. Er war als Mann des Friedens 
nur an der Verteidigung der Grenzen und der 
Aufrechterhaltung der Ruhe interessiert.

Der Präsident ist für die Führung der auswär-
tigen Politik verantwortlich, wobei er gewissen 
Kontrollen seitens des Kongresses unterliegt. Er 
schließt Verträge „mit dem Rat und der Zu-
stimmung“ des Senats, der sie ratifizieren muß, 
bevor sie in Kraft treten können. Es war nur 
natürlich, daß Washington annahm, er solle 
Rat und Zustimmung in der Form einholen, daß 
er einen Vertrag persönlich dem Senat vorlegte. 
Der Senat, ob nun durch seine Gegenwart ein-
geschüchtert oder unangenehm berührt, fand, er 
könne ohne ihn freier über einen Vertrag debat-
tieren, und so zog er sich etwas verlegen zu-
rück. Seitdem werden die bereits verhandelten 
Verträge dem Senat zur Ratifizierung, „Zustim-
mung“ genannt, vorgelegt, aber nicht vom Prä-
sidenten persönlich.

Der erste Präsident erschien ebenfalls persön-
lich, um seine alljährlichen Botschaften vor dem 
Kongreß zu verlesen. Diese berichteten nicht nur 
„über den Stand der Union", sondern brachten 
auch Empfehlungen für die Gesetzgebung. Die 
Mitglieder seines Kabinetts brachten ebenfalls 
Empfehlungen ein. Dies diente fortan als Richt-
schnur für die aktive Lenkung der Gesetz-
gebungspolitik seitens der Exekutive; jedoch 
war die Zusammenarbeit zwischen Exekutive 
und Legislative nie so eng wie in Großbritan-
nien oder anderen Ländern mit parlamenta-
rischer Kabinettsregierung.

Washingtons Gepflogenheit, persönlich vor 
dem Kongreß zu erscheinen, wurde von Jeffer-
son, dem dritten Präsidenten, eingestellt. Jeffer-
son schrieb mit vollendeter Gewandtheit, aber 
als Redner war er nicht sehr glücklich und er-
zielte keine Wirkung. Erst 1913 nahm Woodrow 
Wilson diesen Brauch wieder auf. Er bewunderte 
das britische Kabinettssystem und glaubte, der 
Präsident müsse auch als parlamentarischer 
Führer fungieren. Dies brachte Präsident Frank-
lin Roosevelts bekannte „Plaudereien am Ka-
min“ in jedes amerikanische Heim, das ein 
Radio besaß, und bringt jetzt den Präsidenten 
über das Fernsehen seinem Volk nahe.

Washington wird noch häufig in Uniform ab-
gebildet, und das zu recht; denn man kann sich 
schwer vorstellen, wie der Unabhängigkeits-
krieg ohne seine Führung hätte gewonnen wer-
den können. Er legte die Uniform jedoch ab, 
als er auf seine Pflanzung zurückkehrte „wie 
Cincinnatus zu seinem Pflug“, und legte sie als 
Präsident nicht mehr an. Wäre dieser Krieg ver-
mieden worden, hätte man sich Washington 
leicht als zivilen Führer einer erfolgreichen Be-
wegung zur Sicherung der amerikanischen Unab-
hängigkeit oder Gleichberechtigung mit fried-
lichen Mitteln vorstellen können. Zweifellos 
hätte kein anderer der Präsidentschaft so viel 
Macht und Prestige verleihen und dabei seine 
Vollmachten und Vorrechte selbstloser und wei-
ser nützen können als er. Mit seiner Weigerung, 
das Amt ein drittes Mal zu übernehmen, schuf 
er absichtlich einen Präzedenzfall, von dem man 
bis 1940 nicht abging, und der jetzt durch einen 
Zusatz zur Verfassung erneut festgelegt wurde.

Washington stand als Präsident über den po-
litischen Parteien (Dabei ist allerdings zu be-
merken, daß politische Parteien im modernen 
Sinn zu seiner Zeit erst am Anfang ihrer Ent-
wicklung standen.). Wie bereits gesagt, verfügte 
er in seinem Kabinett über die Dienste von 
Führern auseinanderstrebender Gruppen, Hamil-
ton und Jefferson, wobei er sich die wirtschaft-
lichen Ansichten des einen und die auswärtige 
Politik des anderen zu eigen machte. Er selbst 
war weder pro- noch antibritisch, weder für 
noch gegen die Franzosen. „Die Nation", sagte 
er. „die sich einen gewohnheitsmäßigen Haß 
oder eine gewohnheitsmäßige Vorliebe für eine 
andere gestattet, ist bis zu einem gewissen Grad 
versklavt". Er tat, was er konnte, um sein Volk 
von solchen Bindungen zu befreien und es aus 
Dauerbündnissen und den sich logisch daraus 
ergebenden Verwicklungen herauszuhalten.

Washingtons Rat, keine Dauerbündnisse ein-
zugehen, wird noch beherzigt. Seine noch nach-
drücklichere Warnung vor erbittertem Partei-
gängertum war bald vergessen. Der Kampf zwi-
schen den politischen Parteien um die Kontrolle 
der Regierung, ihrer Politik und der Präsident-
schaft selbst erreichte den Höhepunkt im Jahre 
1828 bei der Wahl eines „Mannes aus dem 
Volk“, Andrew Jackson.



„Die Regierungszeit
Jacksons Verwaltung während zweier Amts-

perioden, 1829 bis 1837, wird oft die „Regie-
rungszeit Andrew Jacksons“ genannt; und in 
der Oppositionspresse wurde er als König An-
drew I. angeprangert. Wahrscheinlich hat kein 
anderer Präsident diesem Amt so stark das 
Siegel seiner Persönlichkeit aufgedrückt. Ob-
gleich zart und ritterlich im Umgang mit Frauen, 
loyal, vertrauensvoll und großzügig gegen seine 
Freunde und in allen Dingen von gewissenhaf-
ter Ehrlichkeit, war Jackson ein Frontsoldat, ein 
alter Indianerkämpfer, ein Mann aus Eisen und 
Feuer von einer Wildheit des Willens, der kaum 
jemand zu widerstehen vermochte. Einer seiner 
Diener, den man nach Jacksons Tod fragte, ob 
er glaube, daß der General in den Himmel ge-
kommen sei, soll erwidert haben: „Ich weiß 
nicht, Herr, aber ich bin sicher, daß er hinein-
gekommen ist, wenn er es im Sinn hatte."

Jackson war kein Demagoge, wenn bei ihm 
auch die Demokratie des Pioniers, des Bauern 
und Arbeiters zu ihrem Recht kam. Mit Aus-
nahme von John und John Quincy Adams, die, 
Vater und Sohn, als Rechtsanwälte und Staats-
männer in Massachusetts gewirkt hatten, waren 
alle früheren Präsidenten Herren aus Virginia 
gewesen. Hundert Jahre später war es Ohio, 
das sich „Mutter der Präsidenten“ nannte. Bis 
zu Jacksons Zeit wurden die wichtigen Regie-
rungsstellen zum großen Teil von einer „herr-
schenden Klasse“ der Reichen, Wohlgeborenen 
und Fähigen besetzt. 1828 führte das Männer-
stimmrecht in den neuen Staaten westlich der 
ursprünglichen dreizehn zu einer Volksrevolu-
tion. Arm geboren und früh verwaist, war Jack-
son in dem neuen Staat Tennessee, wo er eine 
schöne, „The Hermitage" (Die Einsiedelei) ge-
nannte Pflanzung besaß, aus kleinen Anfängen 
zur Größe aufgestiegen. Er verstand den Land-
hunger des Westens und seine Forderungen nach 
leicht erhältlichen Krediten und billigem Geld. 
Er sah mit den Augen und dachte mit dem Hirn 
des gemeinen Mannes, aber vor allem war er 
von dessen Gefühlen bewegt. Dies machte ihn 
mächtig, doch mißbrauchte er seine Macht nicht.

Kraft seiner Persönlichkeit erweiterte Jackson 
die Vollmachten der Präsidentschaft, besonders 
auf Kosten des Bundesjustizwesens. Einmal sagte 
er mit Bezug auf den höchsten Richter des Ober-
sten Bundesgerichts: „John Marshall hat seine 
Entscheidung getroffen. Nun soll er sie auch 
durchführen.“ Hier definierte Jackson seine 
Pflichten eigenmächtig und stellte sich — was 
ich für unangebracht halte — über den Gerichts-
hof als Ausleger der Verfassung und der Ge-
setze. Das Oberste Bundesgericht kann seine 
Entscheidungen nicht selbst durchführen. Dies 
ist die Pflicht des Präsidenten. Bei ihrer Erfül-
lung mit Hilfe der erforderlichen Staats- oder 
Bundesgesetze muß er jedoch entscheiden, in 
welchem Fall Geduld dem Zwang und die 
schließliche gutwillige Annahme einer Entschei-
dung ihrer autoritären Durchführung vorzuzie-
hen ist.

Andrew Jacksons"
Jackson wandte zumindest in einem gewissen 

Ausmaß das auf Bundesebene an, was in den 
Staaten bereits als „Beutesystem“ örtlich be-
kannt war, das heißt, er belohnte seine politi-
schen Parteigänger mit Regierungsämtern, um 
dadurch eine umfassende Parteiorganisation zu-
sammenzuhalten. Er wankte jedoch niemals in 
seiner Entschlossenheit, den Staatenbund auf-
rechtzuhalten und die Bundesgesetze durchzu-
führen, auch nicht angesichts des sogenannten 
„Nullification Movement“ (Bewegung für Nich-
tigkeitserklärung) im Jahre 1832. Er war ein

Abraham
Es war für Lincoln ein großes Unglück, Prä-

sident einer entzweiten Nation zu sein, die er 
mit aller Macht zusammenzuhalten bestrebt 
war, obgleich er vor Jahren selbst gesagt hatte, 
daß „ein in sich uneiniges Haus nicht bestehen 
kann“ (a house divided against itself cannot 
stand). Für sein Volk war es ein großes Glück, 
daß es ihn in jener kritischen Zeit zum Präsi-
denten wählte, wenngleich es ihm zu nahe 
stand, um seine Größe so zu ermessen, wie die 
Nachwelt es vermochte. Sein Tod war angesichts 
der noch nicht vollzogenen Wiedervereinigung 
ein nationales Unglück.

Lincoln bewahrte das Gefüge der Union fester 
als jeder andere. Und er hätte, wäre er am Le-
ben geblieben, die Trennung besser als jeder 
andere in Geduld und vorausschauender Pla-
nung für die Zukunft überwinden können.

Als Präsident und Oberbefehlshaber der 
Streitkräfte hatte Lincoln die Beziehungen zwi-
schen Zivil- und Militärbehörden zu regeln Das 
Problem war doppelt kompliziert, weil das Land 
in einem Bürgerkrieg kämpfte, und weil die 
Frage des Wiederaufbaus „nach dem Endsieg" 
ständig im Auge behalten werden mußte. Die 
militärische Strategie mußte der nationalen Po-
litik dienen, und ein ziviler Präsident mit einem 
Minimum an militärischer Erfahrung mußte 
beide kontrollieren.

Ein wesentlicher Teil von Lincolns Genie war 
seine geistige Fähigkeit, die verwirrendsten Ele-
mente einer komplizierten Lage zu erfassen und 
zu analysieren, sie dann auf die einfachsten Be-
griffe zurückzuführen und in so einfacher und 
klarer Sprache darzulegen, daß nur der Eigen-
sinnige ihn mißverstehen konnte. Die Union 
mußte erhalten bleiben. Die menschliche Sklave-
rei mußte schließlich abgeschafft werden, doch 
mußte dies zunächst ein Ziel zweiter Ordnung, 
eher ein Mittel als ein Zweck bleiben. Sobald 
der Aufstand unterdrückt war, mußte man die 
Sezession als Fehler ansehen und die Staats- und 
Bundesautorität in den von Lincoln als „ab-
trünnige Gebiete“, nicht als „abgetrennte Staa-
ten" bezeichneten Gebieten wiederherstellen. 
Man durfte sie nicht als eroberte Provinzen be-
handeln. Die Führer des Aufstands mußten ent-
machtet werden; aber es sollte eine allgemeine 

großer Nationalist und großer Demokrat; und 
er hinterließ die Union und die Präsidentschaft 
mächtiger als er sie angetroffen hatte.

Der demokratische Charakter des Präsidenten-
amtes ging aus der Tatsache hervor, daß dieser 
für seine Zeit typische Amerikaner — typisch in 
seinen Tugenden und Unvollkommenheiten und 
nur in seiner außerordentlichen Kraft über den 
Typ hinausgehend — für dieses Amt gewählt 
werden und seine Verpflichtungen ehrenvoll er-
füllen konnte. Von da ab bedeutete eine „Block-
haus-Herkunft" einen Aktivposten für jeden 
Anwärter auf ein Wahlamt. Der größte Ame-
rikaner solcher Herkunft war Abraham Lincoln.

Lincoln
Amnestie erlassen werden, und sogar die erfolg-
losen Rebellen sollten ihre Bürgerrechte wieder 
erhalten. Darin brachte Lincoln in edler Weise 
die hohe Denkart und das Gewissen seines Vol-
kes zum Ausdruck. Seine Stimme wurde, zumin-
dest später, als die Stimme seines Volkes aner-
kannt.

Gegen seinen Willen und seine Neigung 
mußte Präsident Lincoln unumschränkte und 
außergewöhnliche Vollmachten übernehmen und 
ausüben. Über weite Gebiete mußte das Kriegs-
recht verhängt werden. Die Behandlung der Ge-
fangenen und die Beziehungen zwischen den 
Streitkräften und der Zivilbevölkerung in be-
setzten Gebieten wurden so weit wie möglich 
durch Verordnungen geregelt, die ein vom Prä-
sidenten ernannter Ausschuß ausgearbeitet 
hatte. Dessen Vorsitz hatte Franz Lieber inne, 
der große Staatswissenschaftler deutscher Ab-
stammung. Er war mit ganzem Herzen bei die-
ser Arbeit; denn er hatte im deutschen Befrei-
ungskrieg gekämpft, später im Süden und Nor-
den der Vereinigten Staaten gelebt, und seine 
Söhne dienten in den Armeen der gegnerischen 
Lager.

Ebenfalls gegen seinen Willen sah sich der 
zivile Präsident gezwungen, einen militärischen 
Befehlshaber nach dem anderen auszusuchen, 
bis er Männer fand, die nicht nur Schlachten zu 
gewinnen verstanden, sondern auch einen er-
folgreichen Feldzug in den Dienst der allgemei-
nen Politik, nämlich der Unterdrückung des 
Aufstands und der Wiederherstellung der Bun-
desautorität, zu stellen wußten. Wahrscheinlich 
brachte ihn nichts so sehr auf wie das man-
gelnde politische Verständnis seiner Generale, 
deren einer sich brüstete, er habe „den Feind 
von unserem Boden vertrieben“. Besonders in 
den ersten Jahren der Rebellion wurde er we-
gen seines häufigen Eingreifens in die Militär-
strategie und wegen seines angeblichen Ver-
suchs, einen politischen Krieg zu führen, häufig 
kritisiert; er aber verlor nie die Tatsache aus 
den Augen, daß keine militärische Aktion als 
solche gerechtfertigt ist, es sei denn, sie diene 
einem nationalen, das heißt, politischen Zweck. 
Auch gestattete er niemandem, den Vorrang der 



politischen Autorität vor der militärischen in 
Frage zu stellen.

Dieser Vorrang wurde seitdem in den Ver-
einigten Staaten nicht mehr angezweifelt, wenn-
gleich das Haupt der Exekutive, das heißt, der 
Präsident, in Kriegszeiten stets enorme Not-
standsvollmachten ausüben muß, die ihm vom 
Kongreß auferlegt werden, wenn er sie nicht 
von sich aus übernimmt. Nach jedem Krieg 
kommt dann eine Periode, in der der Kongreß 
dazu neigt, diese Vollmachten zurückzuziehen

Auf dem tiefsten Punkt ihrer Geschichte
Obwohl Abraham Lincoln der Präsidentschaft 

das höchste Ansehen verschafft hatte, seit Prä-
sident Washington in den Ruhestand getreten 
war, brachte der Streit zwischen Lincolns Nach-
folger und dem Kongreß um die Kontrolle des 
Wiederaufbaus, sie rasch auf den tiefsten Punkt 
ihrer Geschichte. Hier fanden die Leidenschaften 
der Kriegszeit ihren häßlichsten Ausdruck.

Es ging um wichtige allgemeine, aber auch 
um persönliche Fragen. Präsident Andrew John-
son hielt es für seine Pflicht, Präsident Lincolns 
Versöhnungspolitik durchzuführen, die auch er 
für die beste hielt. Die radikalen Republikaner 
waren in ihrer Rachsucht entschlossen, den ge-
schlagenen Süden als erobertes Gebiet zu be-
handeln, dessen Bewohner durch die Rebellion 
alle Bürgerrechte verwirkt hatten. Lincoln und 
Johnson wünschten die Politik des Wiederauf-
baus zu lenken, wie Lincoln die Kriegsführung 
kontrolliert hatte. Die Mehrheit im Kongreß 
war entschlossen, nicht nur die Notstandsvoll-
machten, die dem Präsidenten in der Kriegszeit 
zugestanden worden waren, an sich zu ziehen, 
sondern auch die Kontrolle über die Präsident-
schaft zu erlangen.

Der neue Präsident war ein Mann von erprob-
tem Mut. In Anerkennung seiner Dienste als 
„Union man" im Sklavenhalterstaat Tennessee, 
wo er sich der Sezession widersetzt hatte, war 
er zum Vizepräsidenten gewählt worden. Leider 
mangelte ihm Lincolns Takt, auch besaß er 
keineswegs Lincolns Gnie der Aussöhnung oder 
seine Gewandtheit in politischer Führung. Hart-
näckig stimmte er gegen jeden Gesetzentwurf 
zur Einleitung einer „radikalen“ oder strafen-
den Wiederaufbaupolitik, nur um zu sehen, wie 
der Kongreß über sein Veto hinweg diese Ge-
setze mit der nötigen Zweidrittelmehrheit in 
beiden Häusern durchbrachte. Das verfassungs-
mäßige Kontroll- und Ausgleichssystem schien 
aus dem Gleichgewicht geraten, und der Präsi-
dent konnte die ungestüme Mehrheit im Kon-
greß nicht bändigen.

Schließlich schien es, als könne der Präsident 
selbst gestürzt werden. Er stimmte gegen ein 
Amtszeit-Gesetz (Tenure of Office Act), das 
dann doch über sein Veto hinweg angenommen 
wurde und für ungesetzlich erklärte, daß er ohne 
Zustimmung des Kongresses einen seiner Kabi-
nettsbeamten entließ, den er zuvor mit Zustim-
mung des Kongresses ernannt hatte. Durch die-

und die unbeschränkte Macht des Präsidenten 
wieder einzuengen. Der von Senator Bricker aus 
Ohio in den letzten Jahren vorgeschlagene Ver-
fassungszusatz würde zum Beispiel die Voll-
macht des Präsidenten dahingehend beschrän-
ken, daß er keine internationalen Exekutiv-
Abkommen mehr treffen darf, die Verträgen 
praktisch gleichgestellt sind, aber nicht der Kon-
trolle des Kongresses unterliegen wie reguläre 
Vertragsabschlüsse.

ses Gesetz hätte er die Kontrolle über sein 
Kabinett verloren. Da er es für eindeutig ver-
fassungswidrig hielt und hoffte, daß das Oberste 
Bundesgericht das Gesetz in einem Präzedenzfall 
als verfassungswidrig erklären würde, übertrat 
der Präsident es, indem er zum zweitenmal 
seinen Kriegsminister entließ, der sich offen mit 
seinen Feinden verbündet und sich ihm gegen-
über nicht loyal verhalten hatte.

Dafür wurde der Präsident vom Repräsentan-
tenhaus öffentlich zur Verantwortung gezogen 
und vom Senat einer politischen Verhandlung 
unterworfen, bei der der Senat als öffentliches 
Gericht unter dem Vorsitz des höchsten Richters 
des Obersten Bundesgerichts fungierte. Dies war 
das einzige Mal in der Geschichte der Vereinig-
ten Staaten, daß ein Präsident öffentlich zur 
Verantwortung gezogen wurde; aber die Bestim-
mung über das gesetzliche Verfahren der öffent-

Woodrow Wilson, der
Im Jahre 1912 wurde ein neuer Präsidenten-

typ, der Gelehrte in der Politik, gewählt. Es 
war Professor Woodrow Wilson, früher Dozent 
für Staatswissenschaft an der Princeton-Univer-
sität, der auch Rektor dieser Universität und 
Gouverneur des Staates New Jersey gewesen 
war. Wilson brachte einige neue Ideen über den 
Charakter und die Funktion der Präsidentschaft 
in dieses Amt mit. Er war der Meinung, daß die 
Exekutiv-Organe der Regierung zu sehr von 
der Legislative getrennt worden seien, oder daß 
sich die beiden in der Praxis zu weit ausein-
ander entwickelt hätten. Der Präsident, der ja 
als Parteiführer gewählt worden war, sollte 
nach seiner Meinung auch im Amt die direkte 
und aktive Führung in Partei und Kongreß bei-
behalten und eine Funktion gleich der eines 
Premierministers ausüben. Als Staatswissen-
schaftler hatte Wilson oft auf die praktischen 
Vorteile des Kabinettsystems hingewiesen und 
besonders herausgestellt, daß es die Zusammen-
arbeit zwischen den Exekutiv- und Legislativ-
Organen der Regierung zu sichern schien.

Während der Friedensperiode seiner 1913 be-
ginnenden ersten Amtszeit setzte Präsident Wil-
son einige seiner Theorien in die Praxis um. Er 
belebte einen von Jefferson vor über einem 

liehen Anklage, auch eines Präsidenten, ist noch 
immer ein Teil der Verfassung.

Im Fall von Andrew Johnson wurde der 
Spruch und damit in gewissem Sinn die Integri-
tät des Präsidentenamtes durch die Stimmen von 
einem halben Dutzend Senatoren entschieden, 
deren Meinung nicht porteipolitisch oder durch 
vorhergehende Abstimmungen über umstrittene 
Gesetze festgelegt war. Einige unter ihnen, die 
Präsident Johnson nicht leiden mochten und ge-
holfen hatten, seine Vetos zu überstimmen, wur-
den von der Vorstellung ernüchtert, welche Fol-
gen es haben würde, wenn ein Präsident der 
Vereinigten Staaten wegen eines so gering-
fügigen und rein technischen Vergehens öffent-
lich überführt und aus dem Amt entfernt würde.

Einer dieser Senatoren schrieb später (es war 
Ross von Kansas, der damit politischen Selbst-
mord beging, weil er sich seiner eigenen Wäh-
lerschaft entgegenstellte): „ .. . Die Unabhän-

Wie die Union ihre schwerste Prüfung bestan-
den hatte, als sie trotz Rebellion und Sezessions-
versuchen weiterbestand, so durchlebte die Prä-
sidentschaft ihre gefährlichste Krise in den 
dunklen und sorgenvollen Tagen des sogenann-
ten Wiederaufbaus, der sich leider so lange hin-
auszögerte.

Gelehrte in der Politik
Jahrhundert aufgegebenen Brauch wieder und 
erschien persönlich vor dem Kongreß, um seine 
Botschaften zu verlesen. Unter seiner Führung 
wurde eine beachtliche Zahl fortschrittlicher Ge-
setze vom Kongreß angenommen, der gleich-
zeitig mit ihm gewählt worden war.

1914 wurde der Krieg in Europa in jeder Lage 
zum beherrschenden Faktor.

Da er etwa nach der Art eines Premiermini-
sters fungiert hatte, war Präsident Wilson stets 
auch sein eigener Außenminister. Nach dem 
Ausbruch der Feindseligkeiten wurden die aus-
wärtigen Angelegenheiten sein unmittelbarstes 
Anliegen. Zu jener Zeit war sein einziges Ziel, 
die Neutralität der Vereinigten Staaten zu er-
halten in der Hoffnung, daß er als Sprecher der 
mächtigsten neutralen Nation eines schönen 
Tages Gelegenheit finden würde, als Vermittler 
bei der Wiederherstellung des Friedens zu die-
nen. Währenddessen hielt er es für die Pflicht 
der Vereinigten Staaten, als stärkster neutraler 
Staat im Interesse der anderen Neutralen dafür 
zu sorgen, daß ihr anerkanntes Recht, außerhalb 
der Kriegszonen ungehindert zu reisen und Han-
del zu treiben, erhalten blieb. Auf diese Weise 
hoffte er auch, einen möglichst großen Teil der



Welt und ihrer Handelswege von der zerstören-
den Gewalt und den Einschränkungen des Krie-
ges freizuhalten, in anderen Worten, den Krieg 
selbst auf die tatsächlichen Kampfgebiete zu be-
grenzen. Dies gelang ihm leider nicht.

Der Präsident ersuchte 1917 den Kongreß, 
Deutschland den Krieg zu erklären, weil er in-
zwischen, wenn auch zögernd, zu dem Schluß 
gekommen war, daß die Neutralitätspolitik ver-
sagt hatte und nicht imstande wäre, den Krieg 
rasch oder unter Bedingungen zu beenden, die 
einen angemessenen und dauerhaften Frieden 
versprachen. Am Zustandekommen dieses Frie-
dens hatten die Vereinigten Staaten ein berech-
tigtes Interesse, sie hätten dabei aber nur als 
kriegführende Macht mitreden können. Die end-
gültige Provokation, die ihn zu diesem Ent-
schluß brachte, war die Wiederaufnahme des 
unbeschränkten U-Boot-Krieges seitens der 
Deutschen. Der Präsident hielt den Einsatz der 
U-Boote als Blockadewaffe für ungesetzlich und 
inhuman.

Die Erfordernisse des Krieges zwangen dem 
Präsidenten weitgehende Notstandsvollmachten 
auf. Seine Beziehungen zu den Streitkräften wa-
ren beispielhaft. Zum Befehlshaber der Expedi-
tionsstreitkräfte wählte er General Pershing: 
von ihm forderte er, daß er die strategischen 
Entscheidungen bezüglich der Durchführung des 
Feldzuges in Frankreich und hinsichtlich der Be-
ziehungen zu den Streitkräften der Alliierten 
träfe: und er unterstützte Pershing dabei in 
loyaler Weise.

Die Gestaltung des Friedens aber hielt Prä-
sident Wilson für seine ureigenste Aufgabe. 
Seine berühmten Vierzehn Punkte waren glei-
chermaßen der Entwurf einer Welt, wie sie

Mr. United States"
Die Wilsonsche Art präsidialer Führung wurde 

von seinen republikanischen Nachfolgern nicht 
praktiziert; sie wäre auch abgelehnt worden. 
Wiederum, wie in den Jahren nach dem Bürger-
krieg, war der Kongreß darauf bedacht, das 
„Gleichgewicht" zwischen sich und der Präsi-
dentschaft wiederherzustellen.

Die Wirtschaftsdepression der frühen drei-
ßiger Jahre führte zu einer neuen Krise, in der 
wieder die Forderung nach tatkräftig helfendem 
Eingreifen der Regierung laut wurde Unter der 
hochgestimmten und anscheinend selbstver-
trauenden Führerschaft von Präsident Franklin 
D. Roosevelt und der von ihm ernannten zahl-
reichen Berater wurde eine Reihe kühner Maß-
nahmen, gemeinhin als New Deal bekannt, er-
sonnen, mit denen man versuchte, die Wirt-
schaftstätigkeit und ihre Bedingungen zu kon-
trollieren, ein dem Wohlstand förderliches poli-
tisches Klima zu schaffen oder die Wirtschafts-
krise wenigstens durch Verwaltungsmaßnahmen 
und Gesetzgebung zu bekämpfen. Niemals zu-
vor hatte die Regierung so unmittelbar in das 
Wirtschaftsleben des Landes eingegriffen oder 
so dringend vom Haupt der Exekutive erwartet, 
daß es auf diesem Gebiet die Führung über-

seiner Hoffnung entsprechend nach dem Krieg 
geschaffen werden sollte, ein Versuch, die 
Kriegsziele der Alliierten in Grenzen zu halten, 
solange dazu noch Zeit war, und eine Aufforde-
rung an das deutsche Volk, Frieden zu schließen.

Nach der Unterzeichnung des Waffenstill-
Stands von 1918 schuf Wilson zwei umwälzende 
Präzedenzfälle für die Präsidentschaft, einmal, 
indem er nach Ubersee ging, um die Haupt-
städte der Alliierten zu besuchen, und zweitens, 
indem er bei den Friedensverhandlungen die 
aktive Führung seiner Delegation übernahm. 
Die Premierminister Clemenceau und Lloyd 
George standen an der Spitze der französischen 
und britischen Delegation, während Italien und 
Japan durch ihre Außenminister vertreten wa-
ren. Hier entstand, denke ich, einer der vertrau-
ten Ausdrücke wie die „Großen Drei“, die 
„Großen Vier", die „Großen Fünf“ usw.

Nun begannen Wilsons Theorien über den 
parteipolitischen Charakter der Präsidentschaft 
und die Zentralisation von Macht und Verant-
wortung in der Person des Präsidenten sich zu 
seinem Nachteil auszuwirken. Er hatte an die 
Wähler einen parteipolitischen Aufruf gerichtet, 
in der Wahl von 1918 als Vertrauensvotum für 
seine Führung erneut eine demokratische Mehr-
heit in den Kongreß zu wählen, und war abge-
wiesen worden. Parteigängertum und persön-
liche Opposition gegen den Präsidenten spielten 
in der Folge auch eine Rolle bei der Ablehnung 
des Versailler Vertrags und des Völkerbunds. 
Der Präsident hatte seine Führerschaft verloren 
und opferte später seine Gesundheit bei dem 
Versuch, die doppelte Last von Führung und 
Verantwortung allein zu tragen.

nehme. Während der Kriegsjahre wurden dem Prä-
sidenten wiederum ganz außerordentliche Voll-
machten übertragen. Unter Benützung der neuen 
Verkehrs- und Verständigungsmittel wickelten 
Roosevelt und Premierminister Churchill die 
internationalen Geschäfte oft in unmittelbarem, 
persönlichem Gespräch über eine transatlan-
tische Telefonverbindung ab. Oft mußten ihre 
Berater nachträglich von dem Gesprochenen 
unterrichtet werden. Ihre persönlichen Beauf-
tragten flogen hinüber und herüber zu Konfe-
renzen, über die ebenfalls nachträglich berichtet 
wurde. Wichtige Angelegenheiten, die gewöhn-
lich der Geheimhaltung unterlagen, wurden pro-
visorisch durch Exekutiv-Abkommen geregelt, 
die dem Senat nicht, wie sonst bei Verträgen 
der Fall, zur Ratifizierung vorgelegt werden 
mußten. Die Zahl der Berater, die das Ver-
trauen des Präsidenten genossen, dem Kongreß 
aber politisch nicht verantwortlich waren, ver-
vielfachte sich.

Zum Glück verstand Präsident Roosevelt es 
besser als Woodrow Wilson, Befugnisse auf 
andere zu übertragen und seine persönliche Ar-
beitslast zu verteilen; aber letztlich trug er die 

Verantwortung; und auch er starb im Amt.
In Roosevelts Tagen hatte die „Konferenz 

auf höchster Ebene“ ihre große Zeit. Die Staats-
oberhäupter kamen zusammen, um die wesent-
lichen Punkte der Politik oder die Regelung 
einer Angelegenheit in großen Zügen zu ver-
einbaren — oder dies wenigstens zu versuchen 
—, während die Einzelheiten später von ihren 
Außenministern oder anderen Untergebenen be-
sprochen wurden. So wurde die Führung der 
Außenpolitik, ob persönlich oder durch Beauf-
tragte, zum meist publizierten Teil der mannig-
fachen Obliegenheiten der Präsidentschaft. Je-
doch stellen die innerpolitischen Angelegenhei-
ten ebenso zahlreiche und schwere Anforderun-
gen an den Präsidenten. Er ist sowohl faktisch 
wie dem Namen nach „Mr. United States — Herr 
Vereinigte Staaten" geworden.

Welche Art von Männern wünschen sich die 
Amerikaner nun für ihre Präsidentschaft? Der 
Präsident soll geborener Amerikaner sein. Er 
kann ein „Mann aus dem Volk“ sein wie Jack-
son, Lincoln und Truman, oder das amerika-
nische Äquivalent eines Aristokraten wie Wa-
shington, die beiden Adams oder Jefferson (trotz 
seiner gleichmacherischen Ideen). Er braucht we-
der reich noch arm zu sein und ist in der Tat 
wohl keines von beiden. Ein zur Präsidentschaft 
befähigter Mann wird wahrscheinlich auf ge-
wisse finanzielle Erfolge zurückblicken können, 
während der Erbe eines großen Vermögens Vor-
züge mehr persönlicher Art als Empfehlung an 
seine Wählerschaft aufweisen muß. Der Neuling 
im politischen Leben, der durch Befähigung 
oder hervorragende Dienste in anderer Eigen-
schaft bekannt geworden ist, hat wahrschein-
lich den Vorzug vor einem Mann, der im öffent-
lichen Dienst Karriere gemacht hat, aber als 
„Berufspolitiker“ gelten kann. Der Sohn oder 
Enkel eines wegen seiner Fähigkeiten und seines 
Charakters berühmten Mannes zu sein, ist eher 
ein Vorteil als ein Nachteil. Ein Name wie 
Roosevelt, Hoover, La Follette oder Taft, zum 
Beispiel, ist kein Hindernis. Es ist entschieden 
von Vorteil, finanziell nicht von den Einkünf-
ten des öffentlichen Amtes abhängig zu sein. 
Präsident Eisenhowers größtes politisches Ak-
tivum ist die allgemeine Anerkennung seiner 
charakterlichen Integrität, seiner Aufrichtigkeit 
und seines guten Willens.

Die Anforderungen des Präsidentenamtes 
übersteigen die Fähigkeiten eines jeden. Und 
doch stellen sich viele Amerikaner gerne vor, 
daß fast jeder Bursche „einmal Präsident wer-
den“ und daß der Durchschnittsamerikaner diese 
Stellung ehrenhaft und annehmbar ausfüllen 
könne. Sie sehen in ihrem Präsidenten gern 
einen ihresgleichen, in seiner höchsten Form na-
türlich, und hören in seinen Worten ihre eigene 
Stimme.

Zuweilen sind sie enttäuscht, weil sie zu viel 
verlangen und erhoffen; aber sie sind unent-
wegt hoffnungsvoll und haben gewöhnlich 
Glück. Obwohl sie mehr als einmal einen frü-
heren General zur Präsidentschaft erhoben 
haben, lehnen sie den „Mann zu Pferde“ ab. 
Die Amerikaner haben niemals einen Napoleon 
gewählt.



J. LAWTON COLLINS

Die NATO ist für den Frieden noch 
unbedingt notwendig

Mit freundlicher Genehmigung des Verlages veröffentlichen wir im Folgenden aus der amerikanischen Zeit-
schrift „FOREIGN AFFAIRS" den Artikel von General J. Lawton Collins:

Seit der Genfer „Gipfel“-Konferenz taucht 
die Frage auf, ob sich die Nordatlantikpakt-
Organisation nicht überlebt habe. Sei sie nicht 
im Zeitalter eines eventuellen Atomkrieges aus 
der Mode gekommen? Sei sie elastisch und 
lebensfähig genug, um den neuen Bedrohungen 
zu begegnen, die sich aus der „Sackgasse des 
Atomgleichgewichts“ zwischen Ost und West 
ergeben? Diese und ähnliche Fragen haben sich 
verantwortliche Männer vorgelegt. Sie verdie-
nen eine offene Antwort. Dieser Artikel wird 
versuchen, sie zu geben.

Es dürfte vor allen Dingen nützlich sein, uns 
wieder ins Gedächtnis zurückzurufen, warum 
seinerzeit die NATO gegründet worden ist und 
welche Ziele sie hat.

Nadi dem Zusammenbruch des national-
sozialistischen Deutschland richteten die kriegs-
müden Völker Europas im Juni 1945 ihre Blicke 
auf die neugegründeten Vereinten Nationen in 
der Hoffnung, daß weitere Kriege nun vermie-
den werden könnten. Diese Organisation, der 
50 Nationen angehörten und die die Unter-
stützung der Weltmeinung genoß, schien es 
unmöglich zu machen, daß irgendeine Nation 
wieder nach der Weltherrschaft zu streben ver-
suchte. Aber das kommunistische Rußland, das 
sich der gleichen Mittel wie Hitler bediente, 
hatte mit der Ausführung bedrohlicher Pläne 
bereits begonnen. Europa, abgerüstet und er-
schöpft, sah 1945—1947 hilflos zu, wie sich die 
Sowjets ganze Gebiete einverleibten oder Polen. 
Ostdeutschland, Albanien, Bulgarien, Rumänien 
und Ungarn unterjochten. Der kommunistische 
Staatstreich in der Tschechoslowakei im Februar 
1948 veranlaßte England und einige andere 
Staaten aus der Reihe der dahinschwindenden 
freien Länder Europas, am 17. März 1948 einen 
gegenseitigen Verteidigungsvertrag in Brüssel 
zu unterzeichnen.

Regierung und Volk der Vereinigten Staaten 
hatten die Entwicklung in Europa mit wachsen-
der Sorge verfolgt. Wir hatten schon zu militä-
rischen und wirtschaftlichen Maßnahmen ge-
griffen, um zur Rettung Griechenlands und zur 
Stärkung der türkischen Verteidigung beizu-
tragen. Aber da wir noch immer gegen Bünd-
nisse in Friedenszeiten waren, die uns in Ver-
wicklungen hineinziehen konnten, waren wir 

abgeneigt, uns den Brüsseler Vertragsmächten 
formell anzuschließen. Der Zusammenbruch 
der Tschechoslowakei jedoch, der durch den Tod 
von Außenminister Masaryk und Präsident Be-
nesch dramatisiert wurde, verbunden mit den 
ersten Drohungen gegen Norwegen und Däne-
mark, veranlaßte uns einzugreifen. Am 11. Juni 
1948 nahm der Senat die Vandenberg-Entschlie-
ßung an, die zu unserer Beteiligung an der 
Gründung der Nordatlantikpakt-Organisation 
führte. Es verdient besonders erwähnt zu wer-
den, daß diese Entschließung vom republikani-
schen Führer im Senat unter einer demokrati-
schen Regierung gebilligt und mit überwältigen-
der Mehrheit von 64 gegen 4 Stimmen ange-
nommen worden ist. Es war der von beiden Par-

Die Ziele der Nato
Die Ziele der NATO waren zweifacher Art: 

Es war die Absicht, erstens eine politische Staa-
tenorganisation zu errichten, die eine Atmo-
sphäre der Stabilität und des gegenseitigen Ver-
trauens schaffen und den Widerstand der euro-
päischen Länder gegen die kommunistische In-
filtration vertiefen würde; und zweitens eine 
genügend starke militärische Organisation auf-
zubauen, um die Sowjetunion davon zu über-
zeugen, daß jede weitere Aggression im nord-
atlantischen Raume zu einem allgemeinen Krieg 
und damit letzten Endes zur sowjetischen Nie-
derlage führen würde.

Die meisten Länder, die der Sowjetunion ein-
verleibt oder als Satelliten unterjocht wurden, 
sind nicht durch den offenen Einsatz der so-
wjetischen Militärmacht, sondern durch Infiltra-
tion und Ausnutzung der kommunistischen 
Minderheiten erobert worden. Der drohende 
Schatten einer überwältigenden Militärmacht 
hat jedoch immer im Hintergrund dieser kom-
munistischen Infiltration gestanden. Während 
der Westen nach dem zweiten Weltkrieg seine 
Streitkräfte fast vollständig demobilisiert hatte, 
behielten die Sowjets ungefähr 175 aktive Divi-
sionen und über 20 000 Kampfflugzeuge bei. 
Trotz ihres kürzlichen Geredes, die Mann-
schaftsstärke ihrer Streitkräfte abzubauen, be-
sitzen sie zur Zeit 175 Divisionen in Kriegs-

teien getragene Entschluß der Vereinigten Staa-
ten, kooperative Maßnahmen zu ergreifen, um 
dem imperialistischen Vordringen des militan-
ten Kommunismus Einhalt zu gebieten, bevor 
es zu spät war, einen Krieg zu umgehen.

Nach mehrmonatiger vorbereitender Arbeit 
ist der Nordatlantikpakt am 4. April 1949 in 
Washington von den Außenministern von Bel-
gien, Kanada, Dänemark, Frankreich, Island, 
Italien, Luxemburg, den Niederlanden, Norwe-
gen, Portugal, England und den Vereinigten 
Staaten unterzeichnet worden. Später sind Grie-
chenland und die Türkei aufgefordert worden 
beizutreten, und 1955 kam noch die Bundes-
republik Deutschland hinzu.

stärke und über 20 000 Kampfflugzeuge. Dar-
über hinaus bestehen 80 Prozent ihrer Luft-
streitkräfte jetzt aus Düsenflugzeugen und die 
Leistungsfähigkeit ihrer Bombenflugzeuge ist 
erhöht worden. Sie haben auch mit der Kon-
struktion von schnellen, modernen Kreuzern 
begonnen und besitzen ungefähr 400 U-Boote 
im Vergleich zu den 75, über die Hitler ver-
fügte, als er den zweiten Weltkrieg begann. 
Diese Luft-, Land- und Seestreitkräfte sind 
weitgehend modernisiert worden und stellen 
eine militärische Bedrohung dar, die in Europa 
nur durch die vereinten Anstrengungen aller 
NATO-Mitglieder ausgeglichen werden kann.

Die NATO-Mächte sind sich dieser Tat-
sachen bewußt. Während Artikel 2 des NATO-
Vertrages ausführt, daß die politischen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Beziehungen der 
Vertragsländer verstärkt werden sollten, ist das 
Herzstück des Vertrages zur Überwindung der 
dringendsten Gefahr Artikel 5, in dem es heißt:

„Die vertragschließenden Staaten sind sich 
darüber einig, daß ein bewaffneter Angriff 
gegen einen oder mehrere von ihnen in Euro-
pa oder Nordamerika als ein Angriff gegen 
alle betrachtet werden wird. Infolgedessen 
kommen sie überein, daß im Falle eines sol-
chen bewaffneten Angriffs jeder von ihnen in 
Ausübung des in Artikel 51 der Charta der 



Vereinten Nationen anerkannten Rechts zur 
individuellen oder kollektiven Verteidigung 
dem Vertragsstaat oder den Vertragsstaaten, 
gegen die sich der Angriff richtet, Unter-
stützung zukontnten läßt, indem jeder für 
sich und im Zusammenwirken mit den ande-
ren Vertragsstaaten solche Maßnahmen unter 
Einschluß des Einsatzes bewaffneter Streit-
kräfte ergreift, die er für notwendig erachtet, 
um die Sicherheit des nordatlantischen Rau-
mes wiederherzustellen und zu wahren . .

Die Nordatlantikpakt-Organisation ist also 
ein defensives Militärbündnis. Sie ist der Schild, 
hinter dein seine Mitglieder sich dein wirt-
schaftlichen, politischen und sozialen Fortschritt 
widmen können.

Der Beitritt zu einem solchen Militärbündnis 
in Friedenszeiten bedeutete für die Vereinigten 
Staaten einen radikalen Wechsel ihrer von 
George Washington begründeten traditionellen 
Politik, keine Bündnisse einzugehen, durch die 
die Vereinigten Staaten in Verwicklungen hin-
eingezogen werden könnten. Daß das amerika-
nische Volk den NATO-Vertrag voll unter-
stützt hat, beweist seine Einsicht in die Tat-
sache, daß in unserem modernen Zeitalter unser 
Schicksal unzertrennlich mit dem des freien 
Europa verbunden ist. Während zweier Welt-
kriege hatten wir mit unserer Beteiligung an 
der Verteidigung Westeuropas so lange gewar-
tet, bis die freien Länder jenes Erdteils schon 
fast überwältigt worden waren. Jetzt waren wir 
entschlossen, einen potentionellen Angreifer 
fair zu warnen, daß wir bei einem Angriff auf 
die NATO-Staaten Europas sofort den Kampf 
aufnehmen würden.

Wir haben in der folgenden Zeit unsere dies-
bezüglichen Verpflichtungen vergrößert, indem 
wir in Europa das Äquivalent von sechs ameri-
kanischen Divisionen, starke Einheiten der Luft-
streitkräfte und die sechste amerikanische Flotte 
stationiert haben, die im Mittelmeer stationiert 
ist und die NATO unterstützen soll. England 
ging später eine noch festere und gleichfalls 
beispiellose Verpflichtung ein, als es 1954 zu-
stimmte, auf unbestimmte Zeit vier Armee-
divisionen und die zweite taktische Luftflotte 
auf dem Kontinent unter dem Oberkommando 
der NATO zu stationieren.

Diese politischen und militärischen Verpflich-
tungen der Vereinigten Staaten und Englands, 
verbunden mit dem amerikanischen wirtschaft-
lichen und militärischen Hilfsprogramm sind für 
die NATO von entscheidender Bedeutung ge-
wesen. Die materielle Unterstützung, die von 
den beiden größten Mächten außerhalb Konti-
nentaleuropas gewährt wurde, hat dazu beige-
tragen, einige der kleineren Länder psycho-
logisch zu stärken, den Angriffen des imperia-
listischen Kommunismus im eigenen Lande zu 
widerstehen.

Man darf jedoch nicht vergessen, daß sich die 
amerikanischen und englischen Truppen noch 
1951 auf dem Kontinent nur als Teil der alli-
ierten Besatzungsstreitkräfte in Deutschland be-
fanden. Regionale Planungsgruppen der NATO 
waren eingerichtet worden, um die nationalen 

Die Bedingungen des Atoinzeitalters
Wir müssen jetzt prüfen, inwieweit die NATO 

fähig ist, sich den wechselnden Bedingungen 
des Atomzeitalters anzupassen.

Selbst unser sehr kurzer historischer Über-
blick hat gezeigt, daß sich die NATO an 
schwierige und wechselnde politische, wirt-
schaftliche und militärische Umstände angepaßt 
hat. Der Beitritt Griechenlands und der Türkei, 
drei Jahre nach Gründung der NATO, hat die 
Südflanke zwar gestärkt, aber auch eine Aus-
weitung der Verantwortung mit sich gebracht, 
die nicht leicht von allen NATO-Staaten akzep-
tiert worden ist. Einige von ihnen waren bei der 
Gründung abgeneigt, das Gebiet zu vergrößern, 
das zu verteidigen alle Mitglieder verpflichtet 
sind. Die Aufnahme Westdeutschlands wurde

1) Weitere Einzelheiten siehe in „NATO — die ersten 
fünf Jahre 1949—1954“ von Lord Ismay, Generalsekretär 
der Nordatlantikpakt-Organisation. 

gen worden ist; 3. daß das Bündnis langsam 
und stetig, wenn auch widerwillig ausgebaut 
worden ist, um einer tatsächlichen und zu-
nehmenden militärischen Bedrohung durch die 
Russen zu begegnen. Die NATO ist aus purer 
Notwendigkeit heraus entstanden. Sie ist nicht 
das Geschöpf einer müßigen, flüchtigen Laune. 
Sie ist Stück für Stück nach gründlicher Prüfung 
und mit viel Mühe zusammengefügt worden. 
Die Bedrohung, einstmals Anlaß ihrer Errich-
tung, besteht noch immer in Form der Kom-
intern mit ihren Fangarmen kommunistischer 
Infiltration in jedem NATO-Land und in Form 
der bedrohlichen Macht der großen sowjetischen 
Armee, über deren Einsatz nur der autokrati-
sche Wille einer Handvoll Männer im Kreml 
entscheidet. Bis diese Bedrohung nicht wirklich 
aufgehört hat, wird die NATO aus besonderen 
politischen und militärischen Gründen, die für 
die Aufrechterhaltung des Friedens wichtig sind, 
bestehen bleiben.

Es braucht nicht betont zu werden, daß die 
politischen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Bindungen zwischen den NATO-Staaten inzwi-
schen verstärkt werden sollten, wie in Artikel 2 
des NATO-Vertrages vorgesehen ist. Dies ist 
sondern angesichts der stetigen Wirtschaftsent-
wicklung der Sowjetunion, die die neue sowje-
‘pS up [[z sojroMsuaipsunM uy inu qtpu 
tische Wirtschaftsoffensive im Mittleren Osten 
ermöglicht hat, auch erforderlich. Viele NATO-
Staaten sind Mitglied der Europäischen Kohle-
und Stahlgemeinschaft. Alle europäischen 
NATO-Partner sind auch Mitglieder der Or-
ganisation für europäische wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit zusammen mit neutralen Staaten 
wie Österreich, Schweden und der Schweiz. Die 
Vereinigten Staaten und Kanada sind an der 
Arbeit der OEEC beteiligt, auch wenn sie keine 
Mitglieder sind. Es gibt viele praktische Schwie-
rigkeiten auf dem Wege zu einer engeren poli-
tischen und wirtschaftlichen Übereinstimmung 
in der NATO. Der Nordatlantikpakt ist mit 
ihrem Studium befaßt.

von Frankreich trotz der drei deutschen Invasio-
nen innerhalb 70 Jahren gebilligt. Die euro-
päischen Mitgliedstaaten der NATO bewiesen 
sowohl Mut als auch Anpassungsvermögen, als 
sie die Organisation für europäische wirtschaft-
liche Zusammenarbeit schufen, um zur Lösung 
der wirtschaftlichen Schwierigkeiten beizutra-
gen, die vom zweiten Weltkrieg herrühren und 
sich durch die militärischen Anforderungen der 
NATO sehr vergrößert haben. Noch augen-
fälliger ist die Anpassung der amerikanischen 
öffentlichen Meinung, die sich vom traditionel-
len Isolationismus ab- und der Annahme des 
NATO-Bündnisses zugewendet hat mit allem, 
was es an Geld, Soldaten und persönlichen 
Opfern fordert. Diese Beispiele illustrieren nur, 
wie jeder Mitgliedstaat immer wieder seine 
eigenen nationalen Traditionen und Interessen 
den weitreichenderen politischen Erfordernissen 



und dem Gedeihen der NATO untergeordnet 
hat.

In die NATO sind politische und militärische 
Einrichtungen eingebaut, um erforderlichenfalls 
den Vertrag, das Verfahren und die Verpflich-
tungen abändern zu können. Die oberste Be-
hörde der NATO, der Nordatlantikrat, tagt 
ständig in Paris. Die ständigen Vertreter von 
15 Nationen, alles erfahrene Männer im Bot-
schafterrang, treffen sich regelmäßig ein- oder 
zweimal wöchentlich, um die laufenden Fragen 
zu prüfen. Die Außenminister, die gewöhnlich 
von den Verteidigungs- und Finanzministern 
begleitet werden, treffen sich mit dem Rat nor-
malerweise zweimal jährlich, um die grundsätz-
liche Politik zu überprüfen und den neuen Um-
ständen anzupassen.

Soviel über die politische Seite der NATO. 
Wie steht es mit der Anpassungsfähigkeit ihrer 
militärischen Planung? Ist in dieser Planung die 
Wirkung der neuen Waffen, der Überschall-
flugzeuge und ferngelenkten Geschosse auf die 
Kriegsführung berücksichtigt worden?

Die Antwort darauf ist ein festes und un-
zweideutiges Ja. Ich glaube nicht, daß für all 
die vielen Probleme, die das Aufkommen der 
neuen Waffen mit sich gebracht hat, Lösungen 
gefunden worden sind. Doch hat sich eine An-
zahl Institutionen ständig um die Lösung dieser 
Probleme bemüht und bemüht sich weiter. Als 
General Eisenhower Chef des Stabes der ameri-
kanischen Armee war, begann er die damals 
bekannte Wirkung der neuen und vernichtenden 
Waffen auf die Kriegsführung zu studieren, und 
die Leiter aller amerikanischen Waffengattun-
gen haben seitdem die Studien intensiviert. Zu 
jener Zeit waren die Vereinigten Staaten das 
einzige NATO-Land, das über den Fortschritt 
der Atomwissenschaft voll informiert war, 
Sicherheitsvorschriften, die auf unserem Atom-
energiegesetz von 1946 beruhen, haben die 
Weitergabe dieser Informationen (und zwar bis 
vor kurzem) an andere NATO-Planer ziemlich 
eingeschränkt. Deshalb ist ein großer Teil der 
Arbeit zwangsläufig von Amerikanern geleistet 
worden. Um diese Schwierigkeit überwi
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nden zu 
helfen, ist eine Anzahl besonders qualifizierter 
junger Offiziere im eneralstab der amerika-
nischen Armee, die mit diesen Studien befaßt 
waren, 1951 zu SHAPE ) versetzt worden. 
Diese ausgewählte Gruppe hatte ursprünglich in 
Washington unter Leitung von General Gruen-
ther gearbeitet, der vor seiner Ernennung zum 
Stabschef General Eisenhowers bei SHAPE ge-
rade stellvertretender Leiter der Planungs- und 
Operationsabteilung des Generalstabes der 
amerikanischen Armee gewesen war. Diese 
Offiziere bildeten innerhalb SHAPE den Kern 
einer besonderen Studiengruppe, die seitdem 
von General Ridgway und General Gruenther 
verstärkt und erweitert worden ist. Beide Ober-
kommandierende ließen diese Studiengruppe 
ständig an neuen strategischen und taktischen 
Plänen und Methoden arbeiten, um mit den
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dauernd wechselnden Formen der neuen Waffen 
Schritt halten zu können.

Der ursprüngliche strategische Plan für den 
Einsatz- von NATO-Streitkräften war relativ 
einfach. Gegebenenfalls würden die Sowjets den 
Krieg beginnen. Die SACEUR sofort verfüg-
baren Streitkräfte hätten das Maximum an 
Hindernissen zu errichten und an neuen Waffen 
einzusetzen, um den sowjetischen Vormarsch zu 
verzögern und zu zerschlagen, während zusätz-
liche Reserveeinheiten mobilisiert würden und 
schließlich eine feste Linie hinter natürlichen 
Hindernissen, wie z. B. dem Rhein oder einem 
anderen geeigneten Fluß oder Gebirge errichtet 
würde. Während der Durchführung dieser Maß-

Der Nato-Schild
NATO sollte also den Schild bilden, der die 

schnelle Eroberung Europas verhindern würde, 
während S.A.C. seine lähmenden Schläge nicht 
nur gegen die sowjetischen Streitkräfte sondern 
auch gegen Verbindungslinien, Flugfelder, De-
pots, Fabriken und anderes kriegswichtiges Po-
tential führen würde. Im Falle eines Krieges 
wären sowohl der NATO-Schild als auch die 
Stärke der Gegenoffensive des S.A.C. für einen 
Sieg entscheidend. Noch wichtiger, die Sowjets 
könnten vielleicht zu der Überzeugung kom-
men, daß sie einen Krieg vermutlich nicht ge-
winnen und könnten daher davon abgebracht 
werden, ihn überhaupt zu beginnen.

So weit war alles schön und gut. Aber alle diese 
Pläne wurden gemacht, bevor die Sowjets ihre 
eigenen Atombomben entwickelten. Was wird 
eines Tages in nicht allzuferner Zukunft ge-
schehen, wenn die Kommunisten genügend 
Bomben und Mittel haben, um sie ans Ziel zu 
bringen und dann imstande sind, einen lähmen-
den Schlag gegen NATO-Europa und Amerika 
zu führen? Ist die NATO-Organisation elastisch 
genug, dieser neuen Bedrohung zu begegnen? 
Kann sie ihre Verteidigungspläne entsprechend 
anpassen? Das Problem der Anpassung ihrer 
Verteidigungpläne und -methoden an einen 
eventuellen Atomkrieg ist seit einigen Jahren 
Gegenstand intensiver Studien, wie ich oben 
erklärt habe. Es konnten noch nicht alle Ant-
worten gefunden werden, und sie werden ver-
mutlich auch nicht gefunden, aber eine weit-
gehende Anpassung an die neue Lage ist durch-
aus möglich!

Falls sich die Sowjets jemals entschließen 
sollten, Europa anzugreifen, müßten sie die 
wichtigsten Gebiete schnell überrennen, um eine 
Erfolgschance zu haben. Logischerweise würden 
sie versuchen, sich der großen Produktionskapa-
zität Europas zu bemächtigen und dabei Fabrik-
anlagen und gelernte Arbeiter soweit wie mög-
lich zu schonen, um selbst aus ihnen Nutzen 
zu ziehen. Ist Kontinentaleuropa überrannt, 
dann erhielten sie die Kontrolle über die glei-
che industrielle Kapazität, über die sie jetzt 
schon verfügen, und über 200 Millionen der 
fähigsten Menschen.

nahmen wäre der Feind das Ziel von Angriffen 
durch das strategische Luftkommando der Ver-
einigten Staaten (S.A.C.), das mit zerstörenden 
Atombomben ausgerüstet ist. S.A.C. würde 
nicht dem NATO-Oberkommando unterstehen, 
aber die Pläne für seinen Einsatz zur Unter-
stützung der NATO würden mit SACELIR ko-
ordiniert werden. Die Seestreitkräfte des alliier-
ten Oberkommandos im Atlantik würden 
SACEUR mit geeigneten Offensivoperationen 
unterstützen und die Seewege zwischen Europa 
und Kanada und den Vereinigten Staaten offen 
halten, woher die Hauptmasse der Verstärkun-
gen an Menschen und Material käme, die den 
Sieg sicherstellen würde.

Gelingt es, einen derartigen Angriff zu ver-
langsamen und durch den Einsatz der Land-, 
See- und Luftstreitkräfte der NATO aufzuhal-
ten, dann könnten die der NATO zur Ver-
fügung stehenden Bombenflugzeuge die lebens-
wichtigen Zentren de. Sowjetunion und der sie 
aktiv unterstützenden Satelliten so zerschlagen, 
daß der Angriff zum Stehen gebracht werden 
könnte, bevor Schlüsselgebiete verloren gingen. 
Dann würden die enormen Reserven des We-
stens an Material und Produktionskapazität den 
Sieg sicherstellen.

Natürlich könnten die Sowjets versuchen, das 
für die Gegenoffensive bestimmte Potential des 
Westens zu vernichten, indem sie den Krieg mit 
überraschenden Atomangriffen gegen NATO-
Flugplätze in Europa, gegen S. A. 3 C. und RAF ) 
Stützpunkte der Bomberkommandos, gegen 
Atomenergie- und bestimmte Industrie-Anlagen 
und Versorgungsstellen der Vereinigten Staa-
ten, Kanadas und Europas beginnen

Um einer derartigen Bedrohung begegnen zu 
können, richten Kanada und die Vereinigten 
Staaten ein Vorwarn- und Luftverteidigungs-
system ein, wodurch wir weit besser einen even-
tuellen Überraschungsangriff auffangen und zu-
rückschlagen können. Dieses System ist auch für 
NATO-Europa von direkten Nutzen, seitdem 
der Zeit- und Raumfaktor sich so verändert hat, 
daß die Sowjetunion vor einem Angriff auf 
Europa ihre Flugzeuge zuerst gegen Amerika 
einsetzen muß, um die Chance der Überraschung 
zu nutzen mit alle den sich daraus ergebenden 
Vorteilen für einen Angreifer. Demnach könnte 
das nordamerikanische Vorwarnungs- und Luft-
verteidigungssystem für Europa das notwendige 
Alarmsignal bedeuten.

Noch wichtiger, könnten wir die Sowjets da-
von überzeugen, daß ihnen die Überraschung 
nicht glückt, die sie brauchen, um die Vereinig-
ten Staaten „kampfunfähig“ zu machen, dann 
kommen sie vielleicht zu der Ansicht, daß es 
überhaupt unsinng ist, einen Krieg zu begin-
nen, der zwangsläufig mit ihrer eigenen Zer-
störung durch Atombomben enden muß.
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Die Luftverteidigung
Um sie in dieser Überzeugung zu bestärken, 

ist es notwendig, das amerikanisch-kanadische 
System durch die Errichtung eines möglichst 
wirkungsvollen Luftverteidigungssystems in 
NATO-Europa zu vervollständigen. Dieses 
System wird gerade entwickelt, wenn auch noch 
schwierige Fragen der Souveränität, des natio-
nalen Prestiges, der Organisation und der 
Finanzen gelöst werden müssen.

Die Luftverteidigung der NATO in Europa 
hat sich seit 1949 enorm verbessert. Damals 
bestanden die zur Verteidigung Westeuropas 
zur Verfügung stehenden Luftstreitkräfte nur 
aus einigen Hundert veralteter Flugzeuge mit 
Propellerantrieb aus dem Zweiten Weltkrieg, 
während heute Tausende zur Verfügung stehen, 
und zwar meistens Düsenjäger und -bomber. 
Fraglos würden die Sowjets versuchen, durch 
Überraschungsangriffe so viele Flugzeuge und 
Rollfelder wir möglich zu zerstören, von denen 
aus die Flugzeuge operieren. Dies dürfte keine 
leichte Aufgabe sein, da es heute ungefähr 125 
NATO-Flugplätze git im Gegensatz zu den 15 
Flugplätzen, die der NATO 1949 zur Ver-
fügung gestanden haben. Es wäre praktisch un-
möglich, alle diese Flugplätze gleichzeitig zu 
zerstören. Es ist ein Luftalarmsystem errichtet 
worden, das auch bei minimaler Warnung ver-
bürgen sollte, daß sich wenigstens ein Teil der 
auf diesen Flugplätzen stationierten taktischen 
Luftstreitkräfte der NATO in die Luft erheben 
könnte.

Aber Angriffe auf die NATO-Flugplätze in 
Europa würden die Sowjetunion nicht vor einem 
vernichtenden Gegenluftangriff bewahren, der 
sofort von den weit verteilten S. A. C.-Luft-
stützpunkten entlang ihrer Peripherie gestartet 
würde. S. A. C. und ihre verstreuten Luftstütz-
punkte tragen daher weitgehend zur abschrek-
kenden Stärke der NATO bei, weil sie die zur 
Verteidigung Europas sofort verfügbaren Luft-
streitkräfte ergänzen.

Aber welche Chance hat Europa, nicht über-
rannt zu werden, wenn die Sowjetunion und 
ihre Satelliten ein solch enormes Übergewicht 
sowohl an Land- und taktischen Luftstreitkräf-
ten als auch an ständig wachsenden Atomwaf-
fenvorräten besitzen? Die Beanwortung dieser 
Frage kann natürlich nur meine persönliche An-
sicht sein.

Erstens kann ich nur noch einmal wieder-
holen, daß wir alle Hoffnung haben, daß die 
Verteidigungskraft der NATO in Europa ver-
bunden mit der Vergeltungskraft der S. A. C. 
den Ausbruch eines Krieges weiterhin verhin-
dern werden. Die nachfolgende Diskussion setzt 
das eventuelle Unglück eines Kriegsausbruchs 
voraus.

Ich bin überzeugt davon, daß die Atomwaf-
fen bei taktischem Einsatz — d. h. auf dem 
Schlachtfeld — mehr dem Verteidiger als dem 
Angreifer nützen werden. Soviel ich weiß, haben 
alle bisherigen Untersuchungen und Atomver-
suche ergeben, daß die Menschen trotz all ihrer 

Gebrechlichkeit eine Atomexplosion besser als 
materielle Dinge aushalten und überleben kön-
nen — vorausgesetzt, daß sich die Menschen in 
den Boden eingraben oder in entsprechende 
Schutzräume begeben. Soldaten, die sich weit 
zerstreut eingegraben haben, bilden daher 
schlechte Atomziele.

Da ein Verteidiger sich nicht vorwärts be-
wegen will, ausgenommen bei einem Gegen-
angriff, kann und sollte er sich in zerstreuten 
Gruppen eingraben oder auf andere Weise 
schützen, während er den Angriff des Angrei-
fers abwartet. Selbst wenn der Feind seinem 
Angriff eine einleitende Bombardierung unter 
Einsatz von Atomwaffen vorausschickt, kann 
die Hauptmasse der verteidigenden Streitkräfte 
überleben.

Der Verteidiger kann seine Chance sehr ver-
größern, wenn er sich hinter natürlichen Hinder-
nissen, wie Flüssen, Gebirgs- und Hügelketten, 
tiefgestaffelt aufstellt. Lücken können dann 
durch künstliche Hindernisse, Minenfelder, 
Stacheldraht, Tanksperren und ähnliches ausge-
füllt werden. Im Schutze dieser Hindernisse ver-

Ein elastisches Verteidigungssystem
Dem Angreifer droht dann das Dilemma eines 

Atomangriffs. Er kann die elastische Verteidi-
gung nicht durchbrechen, wenn er seine Streit-
kräfte nicht konzentriert; aber wenn er sie 
konzentriert, setzt er sich der Gefahr einer Ver-
nichtung durch Atomangriffe aus.

Glückt es dem Angreifer, einen Brückenkopf 
oder durch Luftlandetruppen einen Landekopf 
zu bilden, dann sind diese wieder konzentrier-
te Ziel, die der Verteidiger sofort nach ihrer 
Entdeckung mit Atomwaffen bekämpfen sollte. 
Diesen Schlägen sollte ein Gegenangriff der be-
weglichen Streitkräfte des Verteidigers folgen, 
die sich bis zu diesem Augenblick in verstreu-
ten Stellungen befunden haben. Nach dem Ge-
genangriff sollte sich der Verteidiger wieder 
verstreuen.

Hat der Verteidiger im voraus Vorbereitun-
gen — wenn der Angreifer seine ersten Offen-
sivbewegungen macht — für Luftangriffe auf die 
feindlichen Flugplätze, Warnvorrichtungen der 
Fernmeldeanlagen und Versorgungs- und Kom-
mandostellen getroffen, dann können die Hoff-
nungen des Angreifers auf einen schnellen 
Durchbruch durch die tiefe Verteidigungszone 
des Verteidigers zunichte gemacht werden. Ein 
derartig elastisches Verteidigungssystem, das 
aus verstreuten aber höchst beweglichen Infan-
terie- und Panzereinheiten und sofort verfüg-
baren und beweglichen, mit Atomwaffen ausge-
statteten Streitkräften besteht, kann durch kei-
nen Angreifer, egal wie stark oder zahlreich er 
ist, im Sturm genommen werden. Die den So-
wjets in Mitteldeutschland und in ihren anderen 
europäischen Satellitenstaaten zur Verfügung 
stehenden Streitkräfte hätten hierbei bestimmt 

teilt und von einem leichten Beobachterschleier 
gedeckt, der durch ein leidlich wirksames Nach-
richtensystem ergänzt wird, kann es sich der 
Verteidiger leisten, sich „hinzusetzen" und den 
Angriff abzuwarten.

Der Feind könnte sich ebenfalls verteilen und 
seine Streitkräfte eingraben, aber um vorwärts 
zu kommen, muß er sich bewegen. Will er 
schnelle Fortschritte durch oder über die Hin-
dernisse des Verteidigers erzielen, muß er sich 
außerdem konzentrieren. Wenn er seine Streit-
kräfte zusammenzieht, bietet er für die tak-
tischen Atomwaffen des Verteidigers sofort ein 
höchst lohnendes Ziel. Tatsächlich kann sich 
der Verteidiger sehr wohl im voraus die Ge-
biete ausrechnen, in denen der Angreifer so-
wohl seine Mannschaften als auch seine Aus-
rüstung konzentrieren muß — die Stellen, wo 
er Brücken bauen muß, Engpässe auf den An-
marschstraßen und ähnliches. Der Verteidiger 
kann dann seine Atomwaffen — Artillerie, Ra-
keten, ferngelenkte Geschosse oder Flugwaffe — 
in verstreuten Positionen aufstellen, von denen 
aus diese die feindlichen Truppen- und Mate-
rialansammlungen schnell unter vernichtendes 
Feuer nehmen können.

keine Aussicht auf Erfolg. Weil die Vereinigten 
Staaten Atomgranaten, -bomben und -raketen 
entwickelt haben, die auf verschiedene Weise 
ans Ziel gebracht werden können, ist es mög-
lich gewesen, dieses Verteidigungssystem in Eu-
ropa teilweise aufzubauen. Durch den Eintritt 
der Bundesrepublik Deutschland in die NATO 
werden Tiefe und Stärke der Land- und Luft-
streitkräfte Mitteleuropas in der notwendigen 
Weise vergrößert werden.

Zur See übertreffen die zur Unterstützung 
der NATO vorhandenen Flotten glücklicher-
weise die russische Flotte, obgleich diese über 
eine große Anzahl U-Boote und eine wachsende 
Zahl Kreuzer verfügt. Es könnte sehr wohl 
einige Zeit dauern, bis die sowjetischen 
U-Boote zerstört und neutralisiert sind, aber 
es besteht gar kein Zweifel daran, daß dies ge-
schehen könnte und auch würde. Der Ober-
kommandierende der alliierten Streitkräfte im 
Atlantik ist verantwortlich für die Planung des 
Einsatzes aller NATO-Hochseeflotten mit der 
Aufgabe, die Seeverbindungswege zwischen Eu-
ropa und dem nordamerikanischen Kontinent zu 
sichern. Seine Streitkräfte haben außerdem die 
Aufgabe, die Verteidigung Europas durch 
SACEUR zu unterstützen.

Man kann nicht sagen, daß die NATO ein 
modernes integriertes Land-, Luft- und Seever-
teidigungssystem, wie oben beschrieben, besitzt 
Es gibt Lücken, ernsthafte Lücken im gegenwär-
tigen System, aber sie können geschlossen wer-
den, wenn die westlichen Verbündeten fest Zu-
sammenhalten und an einer gemeinsamen Lö-
sung arbeiten. Neue Ausrüstungen, Einrichtun-



gen und Methoden sind teuer, und einige 
NATO-Staaten sind der Ansicht, daß sie die 
finanzielle Grenze dessen, was sie für die Ver-
teidigung ausgeben können, nahezu erreicht 
haben. In den nächsten Monaten und Jahren 
müssen wir uns vielleicht weitgehend auf Ge-
genmaßnahmen konzentrieren, um die erste 
Phase eines eventuellen Krieges zu überleben. 
Es wäre gefährlich, anzunehmen, daß beide 
Seiten auf strategische Atombombenabwürfe 
verzichten würden. Die Seite, die die relativ

Die „Atomsackgasse"

Diejenigen, die den Wert der NATO skep-
tisch beurteilen, erklären, es sei nur eine Frage 
der Zeit, bis die Sowjets einen genügend gro-
ßen Vorrat an Atombomen besäßen und im-
stande seien, sie über weite Strecken ans Ziel 
zu bringen, und daß sie dann ein wirksames 
Gegengewicht gegen die Vergeltungsmacht der 
S. A. C. und der englischen Bomberkommandos 
hätten. Das Ergebnis, wird behauptet, wäre eine 
„Atomsackgasse". Es wird von einigen die An-
sicht vertreten, daß die Teilnehmer der „Gip-
feT'-Konferenz in Genf tatsächlich taktisch zu-
gegeben hätten, daß weder der Osten noch der 
Westen jemals einen Atomkrieg beginnen wür-
den. Gibt es aber keinen Atomkrieg, dann ist 
zu folgern, daß überhaupt kein allgemeiner 
Krieg mehr stattfindet. Und wenn nicht, warum 
dann .überhaupt die Ausgabe und den Ärger 
mit der Unterhaltung von mehr als nur nomina-
len Streitkräften und Einrichtungen in der 
NATO?

Vielleicht läßt sich dieses Problem am besten 
mit der alten Technik des „ad absurdum Füh-
rens“ klären. Könnten sich die europäischen 
Länder mit Sicherheit auf die friedlichen Ab-
sichten der Sowjets verlassen, dann könnten sie 
vielleicht auf ihre Streitkräfte völlig verzichten 
und sich zur Verhinderung eines Krieges allein 
auf die S. A. C. verlassen. Aber ohne gut orga-
nisierte und bereite Land- und taktische Luft-
streitkräfte, die sich der Sowjetarmee entgegen-
stellen, könnte diese eines Tages während ihrer 
jährlichen Manöver einfach über die Grenzen 
nach Westen und Süden marschieren. Wenn sich 
ihr niemand in den Weg stellt, könnte sie in-
nerhalb weniger Tage Europa überrennen — 
ohne Einsatz einer einzigen Atombombe. Wir 
können uns dann vorstellen, wie die Sowjets zu 
den Amerikanern sagen: „Nun kommt und holt 
uns.“ Würden wir in diesem Falle die ent-
setzliche Verantwortung für einen Atomkrieg 
übernehmen, um Europa „zu befreien"? Wür-
den wir Bomben auf Paris, Mailand, die Saar 

kurze Eröffnungsphase der beiderseitigen Atom-
bombenabwürfe besser übersteht, würde letzten 
Endes den Sieg davon tragen, wenn es auch nur 
ein Pyrrhussieg wäre. Deshab muß sich die 
NATO in erster Linie auf so abschreckende 
Mittel wie auf die zur Gegenoffensive be-
stimmte Luftwaffe und auf das notwendige 
Minimum an Streitkräften konzentrieren, das 
erforderlich ist, um NATO-Europa, Kanada 
und die Vereinigten Staaten zu Lande, zur See 
und in der Luft abschirmen zu können.

und das Ruhrgebiet werfen? Die Alternative 
für England und die westliche Hemisphäre wäre 
die wirtschaftliche und politische Isolierung und 
ein fast unvermeidbarer Weltkrieg. Die Alter-
native für Europa wäre die dauernde Besetzung 
und Unterwerfung unter die kommunistische 
Herrschaft oder eine „Befreiung" durch Zer-
störung. Niemand glaubt natürlich, daß sich 
NATO-Europa freiwillig auf die Absurdität die-
ser entsetzlichen Alternativen einlassen würde.

Deshalb muß die NATO eine wirkungsvolle 
Land-, See- und Luftabschirmung aufbauen. 
Solch ein Schild in Verbindung mit der Vergel-
tungsmacht der S. A. C. und der wachsenden 
Macht des RAF-Bomberkommandos muß stark 
genug sein, um die Sowjets davon zu überzeu-
gen, daß sie das Ziel der kommunistischen 
Weltherrschaft vermutlich nicht durch Krieg er-
reichen können. Obgleich die NATO große 
Fortschritte beim Aufbau eines derartigen 
Schildes gemacht hat, kann niemand behaupten, 
daß sie alle ihre militärischen Probleme gelöst 
hat oder Verbesserungen nur noch auf wenigen 
Gebieten notwendig seien.

Inzwischen wird die NATO weiterhin ein 
sehr notwendiger Faktor zur Aufrechterhaltung 
des Friedens sein. Die dauernden Bemühungen 
der Russen selbst, das NATO-Bündnis zu 
schwächen oder aufzulösen, verraten uns den 
wahren Grad seiner Wirksamkeit als Abschrek-
kungsmittel gegen eine sowjetische Aggression. 
Sie sind sich sehr wohl bewußt, daß jede 
Schwächung der NATO eine Stärkung der So-
wjetunion bedeutet, und deshalb haben sich die 
russischen Bemühungen, die Solidarität des 
westlichen Bündnisses zu sprengen, in dem 
Maße vervielfältigt, wie die Stärke des NATO-
Bündnisses zugenommen hat.

Die letzte sowjetische Taktik zur Schwächung 
der NATO bestand in dem Versuch, einen Keil 
zwischen die Vereinigten Staaten und die euro-
päischen Mitglieder des Bündnisses zu treiben.

Sie versuchten listig, die europäischen Partner 
davon zu überzeugen, daß die Streitigkeiten 
eine amerikanisch-sowjetische Angelegenheit 
seien, aus denen sich andere Nationen heraus-
halten könnten. Fangphrasen wie Atomsack-
gasse und friedliche Koexistenz haben die so-
jetischen Propagandisten erdacht, um die kriegs-
müden Völker der Erde durch Schrecken oder 
Überredung zur Annahme des Trojanischen 
Pferdes „Neutralismus“ zu bewegen.

Der Kampf spielt sich nicht allein zwischen 
den Vereinigten Staaten und der Sowjetunion ab 
— er wird zwischen den Völkern der freien 
Welt, die sich zur Idee der Würde des Indivi-
duums und der Freiheit aller Völker bekennen, 
und den Führern der kommunistischen Welt aus-
getragen, die entschlossen sind, ihre imperiali-
stische Sklaverei der ganzen Menschheit aufzu-
zwingen. Ein Land, das sich dem Neutralismus 
verschreibt, beschwört eine Katastrophe herauf, 
solange der Kreml am Prinzip der Weltherr-
schaft festhält, wie sie von Marx und Lenin er-
läutert oder von Chruschtschow und Bulganin 
vorübergehend modifiziert worden ist. Ein Land, 
das sich des Schutzes der NATO begibt, würde 
bald in den Armen des russischen Bären will-
kommen geheißen werden, der Estland, Lettland 
und Livland zermalmte und sich Polen, Ost-
deutschland, Albanien, Bulgarien, Rumänien, 
Ungarn und die Tschechoslowakei einverleibte.

Die vereinte Stärke der NATO-Staaten hat 
sich als wirksames Abschreckungsmittel gegen 
eine offene und heimliche kommunistische 
Aggression erwiesen. Sie ist elastisch und an-
passungsfähig genug, auch den neuen Ränken 
der Sowjetpropaganda begegnen zu können. Es 
wäre reiner Wahnsinn, wenn die Mitglieder der 
NATO die Bande lockern würden, die bis 
jetzt den Frieden gesichert haben. Wenn die 
Freiheit leben soll, darf die NATO nicht ster-
ben.

Anmerkung
Averell Harrimann, vertrauter Berater Franklin D. 
Roosevelts, 1941 als Leiter einer Mission, 1942 als 
Vertreter des Präsidenten zu den ersten strate-
gischen Gesprächen mit Stalin und Churchill und 
von 1943 bis 1946 als amerikanischer Botschafter 
in die Sowjetunion gesandt.
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